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Satzung der Nationaldemokratischen Partei
Deutschlands (NPD)

I. Abschnitt: Politische Aufgabe

8 1 Politische Aufgabe

!Die Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD), im Folgenden nur NPD ge-
nannt, ist eine politische Partei im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes. “Sie
bekennt sich zum deutschen Volk, zur Nation der Deutschen und zur deutschen und
abendlandischen Kultur und steht auf dem Boden der freiheitlich-demokratischen
Grundordnung des Grundgesetzes fur die Bundesrepublik Deutschland.

Il. Abschnitt: Mitgliedschaft

§ 2 Mitgliedschaft

(1) Mitglied der NPD kann jeder Deutsche werden, der sich zu ihren Zielen und zu
ihrer Satzung und weiteren Rechtsvorschriften bekennt, das 16. Lebensjahr vollendet
hat und dem nicht das aktive oder passive Wahlrecht entzogen wurde.

(2) *Ein Anspruch auf Aufnahme besteht nicht. °Die Ablehnung eines Aufnahmean-
trags bedarf keiner Begriindung.

(3) *Uber den Aufnahmeantrag entscheidet der fiir die Aufnahme zustandige Kreis-
vorstand mit einfacher Mehrheit. ?Alle Aufnahmeantrage sind ziigig zu bearbeiten
und bedirfen der Zustimmung des zustandigen Landesvorstands und des Parteivor-
stands.

(4) *Wird ein Aufnahmeantrag vom Kreisvorstand abgelehnt, so steht dem Bewerber
ein Widerspruchsrecht beim Landesvorstand zu. *Wird ein Aufnahmeantrag vom
Landesvorstand abgelehnt, so steht dem Bewerber ein Widerspruchsrecht beim Par-
teivorstand zu. °Die Entscheidung des Parteivorstands ist endgiiltig und kann nicht
angefochten werden.

(5) Uber Aufnahmeantrage von Bewerbern, die ihren Hauptwohnsitz nicht in
Deutschland haben, entscheidet das Parteiprasidium.

(6) 'Uber Aufnahmeantrage von Bewerbern, die bereits Mitglied der NPD waren, ent-
scheidet das Parteiprasidium. ?Alle Bewerber haben ihren Austritt und den ge-
winschten Wiedereintritt schriftlich zu begriinden.

(7) 'Die Mitgliedschaft beginnt mit dem Ausstellungsdatum. ?Die Bewerber werden in
geeigneter Weise unverzuglich vom Parteivorstand Uber die erfolgte Aufnahme un-
terrichtet.

(8) *Niemand kann gleichzeitig Mitglied einer anderen Partei sein. ?Ausnahmen be-
schliel3t der Parteivorstand auf Antrag.

(9) Von der NPD zugelassene Doppelmitgliedschaften unterliegen bei Bewerbungen
fur Wahlen zur Erlangung offentlicher Mandate den jeweiligen gesetzlichen Bestim-
mungen.



(10) 'Der Parteivorstand kann férdernde Mitglieder aufnehmen, die aber keine Mit-
gliedsrechte haben. ?Sie miissen sich zu den politischen Zielen der NPD bekennen
und miissen keine Deutschen im Sinne des § 2 Absatz 1 sein. *Férdernde Mitglieder
bezahlen mindestens den in der Beitragsordnung festgelegten normalen Beitrag mo-
natlich. “ErmaRigte Beitrage sind nicht zulassig.

§ 3 Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1) YJedes Mitglied kann Rechte und Pflichten aus seiner Mitgliedschaft nur in dem
Landes- und Kreisverband austben, in dem es seinen Hauptwohnsitz hat.
2Ausnahmen sind zuléssig. *Hieriiber entscheiden die betroffenen Kreisvorstande
und bei landeruibergreifenden Ausnahmen die Kreis- und Landesvorstande. “Gegen
die Entscheidung steht dem Betroffenen das Recht des Widerspruchs beim Partei-
vorstand zu.

(2) Jedes Mitglied hat das Recht und die Pflicht, im Rahmen der Satzung der Bun-
despartei und der Satzung der Landespartei nach seinen Mdglichkeiten und Fahig-
keiten die politischen Ziele der NPD zu fordern und sich an der Arbeit zu beteiligen.

(3) Jedes Mitglied hat das Recht, an der politischen Willensbildung, an Wahlen und
Abstimmungen im Rahmen der Satzung teilzunehmen.

(4) Jedes Mitglied hat aktives und passives Wahlrecht in den Gliederungen der NPD,
denen es angehort.

(5) Jedes Mitglied hat das Recht, sich im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und
der Parteisatzungen fiir 6ffentliche Amter und Mandate zu bewerben.

(6) Jedes Mitglied, das ein offentliches Amt oder Mandat austibt, ist parteitffentlich
verpflichtet, Rechenschaft abzulegen gegeniber dem Organ, das ihn fur das Amt
oder Mandat aufgestellt hat.

(7) YJedes Mitglied ist verpflichtet, eine in der Beitragsordnung der NPD festgelegte
einmalige Aufnahmegebihr und einen monatlichen Mitgliedsbeitrag zu bezahlen.
’ErmaRigte Monatsbeitrage sind unter Angabe von Griinden zu beantragen und diir-
fen nur flr einen begrenzten Zeitraum gewahrt werden.

(8) Die Abséatze 1 bis 5 gelten nicht fur fordernde Mitglieder im Sinne des 8§ 2 Absatz
10.

(9) 'Das Stimmrecht bei Abstimmungen und Wahlen und das passive Wahlrecht fiir
ein Parteiamt ruhen bei denjenigen Mitgliedern, die mit ihrem Beitrag am Tage der
Abstimmung oder Wahl mindestens einen Monat im Riickstand sind. “Bei Wahlen fiir
Bewerber allgemeiner Wahlen gelten ergdnzend die Bestimmungen des jeweiligen
Wahlgesetzes.

(10) 'Die Landesverbande kénnen zur Sicherstellung einer geordneten Infrastruktur
eine beim Landesverband verbleibende zuséatzliche Mitgliederumlage vorsehen.
“Diese darf monatlich 2,50 Euro nicht tiberschreiten. *Uber diese zusatzliche Mitglie-
derumlage entscheidet der jeweilige Landesparteitag. “Die Zahlung von zusétzlichen
Mitgliederumlagen kann durch den Landesparteitag zeitlich begrenzt werden.

(11) Mitglieder der NPD, die in der Partei, vom Kreisvorsitzenden aufwarts, eine fuh-
rende Stellung einnehmen, kdnnen gegentber dem zustandigen Landesvorstand
oder dem Parteivorstand zur Auskunftserteilung Gber ihren Werdegang und zur Vor-
lage eines polizeilichen Fihrungszeugnisses verpflichtet werden.



(12) *Anwarter auf ein Parteiamt und Parteimitglieder, die eine Kandidatur zu allge-
meinen Wahlen annehmen, sind verpflichtet, von sich aus vor Annahme des Amtes
oder der Kandidatur lickenlos Mitteilung Uber etwaige Strafen zu machen, die von
ordentlichen Gerichten, ohne Rucksicht auf Anlal3 und Zeit, gegen sie ausgespro-
chen wurden, sowie dartber hinaus, ob und wann gegen sie ein Insolvenzverfahren
stattgefunden hat, sie eine Erklarung an Eides Statt Uber die wirtschaftlichen Ver-
haltnisse abgeben muRten oder ob ein Strafverfahren anhangig ist. “Diese Mitteilung
und das Fuhrungszeugnis sind dem Landesvorstand vorzulegen.

(13) 'Erfolgen diese Mitteilungen und die Vorlage des Fiihrungszeugnisses nicht vor
Annahme des Amtes oder der Kandidatur, so ist der Landesvorstand gehalten, diese
in einer angemessenen Frist anzufordern. ?Der Parteivorstand und das Parteiprasidi-
um koénnen dies ebenfalls verlangen und eine angemessene Frist zur Erflllung set-
zen. *Wird der Anforderung nicht oder nicht fristgemaR nachgekommen, so gilt die
Weigerung als Verstol3 gegen die Satzung und gegen die Grundsatze oder Ordnung
der Partei im Sinne des § 9 Absatz 3 der Satzung.

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft

(1) 'Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Tod, Streichung oder AusschlufR. Der
Austritt aus der NPD muf3 schriftlich erklart und handschriftlich unterzeichnet werden.
2Er wird wirksam mit dem Eingang der schriftlichen Austrittserklarung. Bereits bezahl-
te Mitgliedsbeitrage verfallen. *Mit der Austrittserklarung ist der Mitgliedsausweis zu-
riickzugeben.

(2) *Mitglieder, die mehr als drei Monate trotz zweifacher schriftlicher Mahnung mit
ihren Beitragen schuldhaft im Rickstand sind, werden von ihrem zustandigen Kreis-
vorstand gestrichen. 2Das Néhere ist in § 17 Abséatze 1 und 2 geregelt.

(3) Gegen Mitglieder, die vorsatzlich gegen die Satzung und weiteren Rechtsvor-
schriften oder erheblich gegen Grundséatze oder Ordnung der NPD verstof3en und
ihr damit Schaden zufigen, kbnnen Ordnungsmallnahmen gemall 8§ 17 Absatze 4
bis 7 eingeleitet werden.

lll. Abschnitt: Gliederung und Organe der Bundespartei

§ 5 Gliederung

(1) 'Die Fihrung der Gesamtpartei obliegt dem Parteivorstand. *Die NPD gliedert
sich in Landesverbande als Gebietsverbande der hochsten Stufe, Bezirksverbé&nde
und Kreisverbande, die wiederum untergliedert werden kénnen.

(2) 'Die Landesverbande regeln ihre Struktur in eigenen Landesverbandssatzungen,
die den Bestimmungen der Bundessatzung nicht widersprechen diirfen. ?Die Kreis-
und Bezirksverb&nde haben keine eigenen Satzungen. Ihre Struktur wird in der Bun-
dessatzung und den jeweiligen Landessatzungen geregelt.

(3) Grundlage der Gliederung der NPD ist die amtlich festgelegte Verwaltungsgliede-
rung der Bundesrepublik Deutschland.

(4) Die Landesverbande kdnnen durch ihre Satzung oder durch Beschlul3 des Lan-
desvorstandes fir den Begriff Kreisverband andere Bezeichnungen verwenden.



§ 6 Der Bundesparteitag

(1) 'Der Bundesparteitag ist das oberste Organ der NPD. “Er bestimmt die politische
Zielsetzung und tritt mindestens in jedem zweiten Kalenderjahr zu einer ordentlichen
Tagung zusammen. ®In besonderen Féllen kann er auch zu auRerordentlichen Ta-
gungen einberufen werden.

(2) 'Der Parteivorstand beruft den Bundesparteitag ein. Die Einladungsfrist betragt
zwei Monate. *Der Einladung, die an alle Kreisverbande zu verschicken ist, beizufii-
gen ist eine vorlaufige Tagesordnung. “Der Bundesparteitag beschlieR3t:

1. das Parteiprogramm,

2. die Satzung,

3. die Schiedsgerichtsordnung,
4. die Geschéaftsordnung,

5. die Beitragsordnung,

6. die Finanzausgleichsordnung.
(3) 'Der Bundesparteitag wahlt in gleicher, geheimer und unmittelbarer Wahl:

1. den Parteivorsitzenden,
2. die stellvertretenden Parteivorsitzenden,
3. die Ubrigen Mitglieder des Parteivorstands,

4. die Mitglieder des Bundesschiedsgerichtes,

in getrennten Wahlgangen in der genannten Reihenfolge. ?Der Bundesparteitag
wahlt auch mindestens zwei Kassenpriifer. *Deren Wahl kann, wenn es keinen Wi-
derspruch gibt, offen erfolgen. “Naheres regelt in Bezug auf den Parteivorstand § 7
Absatze 2 und 5. °Der Bundesparteitag beschlieRt auch den Delegiertenschliissel fir
den néchstfolgenden Bundesparteitag.

(4) 'Der Bundesparteitag nimmt mindestens alle zwei Jahre einen Tatigkeitsbericht
des Parteivorstands entgegen und falt tiber ihn BeschluR. *Der finanzielle Teil des
Berichts ist vor der Berichterstattung durch die Kassenprtfer zu Uberprufen.

(5) Der Parteivorstand mul3 den Bundesparteitag einberufen, wenn dies acht Lan-
desverbande durch ihren Landesparteitag oder ihren Landesvorstand verlangen.

(6) Dem Bundesparteitag gehoren die stimmberechtigten Mitglieder des Parteivor-
stands, die gewéhlten Landesvorsitzenden und die von den Kreismitgliederversamm-
lungen zu wahlenden Delegierten an.

(7) *Antrage konnen gestellt werden vom Prasidium, dem Parteivorstand, den Lan-
des-, den Bezirksverbanden, den Kreismitgliederversammlungen, den Vereinigungen
gemal § 16 dieser Satzung oder den Delegierten, wenn deren Antrag von mindes-
tens 30 stimmberechtigten Delegierten unterstiitzt wird. *Die Antrage miissen einen
Monat vor der Tagung beim Parteivorstand eingegangen sein. *Der Parteivorstand
hat alle eingegangenen Antrage spatestens zwei Wochen vor der Tagung den Ver-
banden zur Information ihrer Delegierten schriftlich mitzuteilen. “Wenn der Bundes-
parteitag einen Antrag abgelehnt hat, kann ein neuer Antrag, falls er den gleichen
Gegenstand betrifft und den gleichen Inhalt hat, auf dem nachsten Bundesparteitag
nur auf Verlangen der einfachen Mehrheit wieder behandelt werden. °Das gleiche gilt
fur einen neuen Antrag, der die Aufhebung eines Beschlusses verlangt, durch den
ein Antrag angenommen wurde.



(8) 'Die politischen Beschliisse des Parteitages sollen in geeigneter Weise der
Parteioffentlichkeit baldmoéglichst nach der Tagung bekanntgegeben werden und
missen durch Rundschreiben den Landes-, Bezirks- und Kreisverbanden baldmég-
lichst nach der Tagung bekanntgemacht werden. ?Die Kreisverbande haben diese
nach Erhalt der Rundschreiben unverziiglich an die Mitglieder weiterzuleiten. *Sie
sind beim Parteivorstand unter einer laufenden Nummer fur das laufende Jahr ge-
schlossen aufzubewahren.

8 7 Der Parteivorstand

(1) 'Die politische und organisatorische Fiihrung der NPD obliegt dem Parteivor-
stand. Er bestimmt die Richtlinien der Politik und der gesamten Parteiarbeit, koordi-
niert die Arbeit aller Gliederungen der Partei, beschliel3t tber die Teilnahme an Wah-
len des Bundes und der Lander und Uber das Eingehen von Wahlabkommen und
Koalitionen auf Europa-, Bundes- und Landesebene.

(2) 'Der Parteivorstand besteht aus dem Parteivorsitzenden, bis zu drei stellvertre-
tenden Parteivorsitzenden und bis zu fiinfzehn weiteren Mitgliedern. ?Er bestellt aus
seiner Mitte den Generalsekretéar.

(3) *Kraft Amtes gehdren dem Parteivorstand die Vorsitzenden der unter § 16 dieser
Satzung genannten Vereinigungen an, soweit sie Mitglieder der NPD sind. *Sie ha-
ben im Parteivorstand Rede-, Antrags- und Stimmrecht

(4) Die nicht in den Parteivorstand gewahlten Landesvorsitzenden, der Vorsitzende
der Bundestagsfraktion, der Vorsitzende der Fraktion oder Gruppe im europaischen
Parlament sind fur ihre Amtszeit mit beratender Stimme in den Parteivorstand zu be-
rufen.

(5) 'Der Generalsekretar regelt die Geschaftsverteilung innerhalb des Vorstandes im
Auftrag des Parteivorsitzenden. ?lhm obliegt weiter die organisatorische Fiihrung der
Partei.

§ 8 Das Parteiprasidium

(1) *Zur Durchfiihrung der Beschliisse des Parteivorstandes und zur Erledigung der
laufenden politischen, organisatorischen und verwaltungsméfigen Angelegenheiten
der Partei werden im Parteivorstand je nach Bedarf Amter eingerichtet. ’Ein Amt ist
fur Finanzen zustandig. Der Parteivorsitzende, die stellvertretenden Parteivorsitzen-
den, der Generalsekretar und die vom Vorstand aus seiner Mitte gewaéhlten Leiter
der Amter bilden das Prasidium, den geschaftsfiilhrenden Vorstand.

(2) In Eilfallen kann das Prasidium mit einer Frist von zwei Tagen eingeladen wer-
den, wobei nur die eilbedurftigen Angelegenheiten beraten und beschlossen werden
darfen.

8 9 Aufgaben von Parteivorstand und Parteiprasidium

(1) 'Der Parteivorsitzende, im Falle seiner Verhinderung einer seiner Stellvertreter,
vertritt die NPD nach innen und auf3en im Sinne des 8§ 26 des Birgerlichen Gesetz-
buches (BGB). ?Er kann von Fall zu Fall einzelne Vorstandsmitglieder dazu ermach-
tigen.

(2) 'Die Mitglieder des Parteivorstands nach § 7 Absatze 2 und 3, haben in den fiir
sie zustandigen Landesparteitagen Sitz und Rederecht. Bei Landesparteitagen zur
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Wahl von Bewerbern fir allgemeine Wahlen gelten immer die Bestimmungen des
betreffenden Wahlgesetzes. *Der Parteivorsitzende und die Mitglieder des Parteipra-
sidiums haben das Recht, an allen Sitzungen aller Gremien und Fraktionen der NPD
teilzunehmen und das Wort zu ergreifen.

(3) *Alle Gliederungen und Vorstande der NPD sind gegeniiber dem Parteivorstand
und dem Parteiprasidium auskunftspflichtig. ?Die Beschliisse des Parteivorstands,
insbesondere solche im Rahmen des § 7 Absatz 1 sind fur alle Gebietsverbande und
Mitglieder der NPD bindend. ®Die schwere Schadigung der NPD durch MiRachtung
solcher Beschlisse reicht zur Begriindung von OrdnungsmalRnahmen nach 88 17,
18 und 19.

8 10 Arbeitskreise und Ausschuisse

(1) Beim Parteivorstand kénnen zur Erarbeitung der politischen Zielsetzung durch
den Bundesparteitag und zur Unterstlitzung der politischen Arbeit des Parteivorstan-
des durch Sachempfehlungen politische Arbeitskreise und gegebenenfalls Fachaus-
schisse mit beratender Tatigkeit gebildet werden.

(2) Die Arbeitskreis- und Ausschul3vorsitzenden werden vom Parteivorstand berufen
und entlassen.

(3) 'Die Vorsitzenden berufen die Mitglieder unter Beriicksichtigung der Vorschlage
des Parteivorstandes. ?Die Zahl der Mitglieder soll neun nicht iibersteigen.

(4) Die Hinzuziehung von beratenden Sachverstandigen, die der Partei nicht angeho-
ren, bedarf der Genehmigung des Parteivorstandes.

(5) Arbeitskreis- und AusschulRvorsitzende haben Vortragsrecht beim Parteivor-
stand.

(6) Der Vorsitzende beruft den Arbeitskreis oder AusschuB ein. ?Er hat dies auf Ver-
langen des Parteivorstandes oder von mindestens vier Arbeitskreis- oder Aus-
schuBmitgliedern zu tun. *Wird dem Verlangen nicht entsprochen, ladt der Parteivor-
stand ein.

(7) Politische Arbeitskreise und Fachausschisse dirfen sich nicht ohne Zustimmung
des Parteivorstandes an die Offentlichkeit wenden.

(8) In den Landesverbanden sollen unter Beachtung der Landessatzung entspre-
chende landespolitische Gremien gebildet werden.

IV. Abschnitt: Landes- und Bezirksverband

8§ 11 Landesverbande

(1) Der Landesverband ist die Organisationsgliederung der hdchsten Stufe der NPD
in einem Bundesland.

(2) 'Es konnen auf BeschluB des Parteivorstands mehrere Bundeslander zu einem
Landesverband zusammengefaRt werden. *Dieser BeschluR bedarf der Zustimmung
des folgenden Bundesparteitages nach der Zustimmung der betroffenen Landesver-
bande. ®In einem Bundesland darf es nicht mehrere Landesverbande oder Teile von
Landesverbanden geben.



(3) 'Der Landesverband ist zustandig fiir alle politischen und organisatorischen Fra-
gen seines Bereiches. “Beschliisse und MaRnahmen diirfen nicht im Gegensatz zu
den vom Parteivorstand festgelegten Arbeitsrichtlinien stehen. 3Die Bildung neuer
Landesverbande ist nur mit Zustimmung des Parteivorstands auf Vorschlag des Par-
teiprasidiums madglich.

8§ 12 Organe des Landesverbandes

(1) 'Die politische und organisatorische Filhrung des Landesverbandes ist Aufgabe
des Landesvorstandes. “Deren Zusammensetzung bestimmt die jeweilige Landes-
satzung.

(2) Die Amtszeit des Landesvorstands betragt zwei Jahre.

(3) 'Der Landesvorstand fiihrt die Beschliisse des Landesparteitages aus. Er be-
stimmt die Richtlinien der Politik und der gesamten Arbeit des Landesverbandes. Er
beschliel3t Gber die Teilnahme an Wahlen auf Landes- und Kommunalebene und
Uber das Eingehen von Wahlabkommen und Koalitionen auf Kommunalebene mit
Zustimmung des Parteivorstands.

(4) *Organ der politischen Willensbildung des Landesverbandes ist der Landespartei-
tag als oberstes Organ des Landesverbandes. *Seine Aufgaben und seine Zusam-
mensetzung werden durch die Landessatzung bestimmt. *Er ist als Delegiertenver-
sammlung durchzufiihren. “Der Landesparteitag beschlieRt landespolitische Grunds-
atze, die Satzung des Landesverbandes und wahlt den Landesvorstand, das Lan-
desschiedsgericht sowie mindestens zwei Kassenprifer.

(5) Der Landesparteitag muf3 mindestens in jedem zweiten Kalenderjahr durchge-
fuhrt werden.

(6) Der Landesparteitag wahlt die Landesliste zur Bundestags- und Landtagswabhl
gemal den Bestimmungen der allgemeinen Wahlgesetze.

8§ 13 Bezirksverband

(1) *In Bundeslandern, die in Regierungsbezirke gegliedert sind, kénnen die Landes-
verbande Bezirksverbande bilden. ?Die raumlichen Abgrenzungen miissen den
Grenzen der Regierungsbezirke entsprechen.

(2) 'Der Bezirksverband ist eine selbststandige Einheit der NPD mit selbststandiger
Kassenfiihrung. “Er hat die Aufgabe, dort die politischen Ziele der NPD umzusetzen.

(3) Die Griundung eines Bezirksverbandes ist nur mit der vorherigen Zustimmung des
zustandigen Landesvorstands maoglich.

(4) Aufbau und Struktur eines Bezirksverbandes werden in der jeweiligen Landessat-
zung geregelt.

(5) 'Oberstes Organ eines Bezirksverbandes ist der Bezirksparteitag. In der Lan-
dessatzung ist zu regeln, ob der Bezirksparteitag als Mitglieder- oder als Delegier-
tenversammlung durchgefthrt wird.

(6) 'Die politische und organisatorische Fiihrung des Bezirksverbandes obliegt dem
Bezirksvorstand. ?In der Landessatzung ist deren Zusammensetzung und Aufgaben-
bereich zu regeln.

(7) Die Amtszeit des Bezirksvorstands betragt zwei Jahre.



V. Abschnitt: Kreisverband

8§ 14 Kreisverband

(1) 'Der Kreisverband ist die kleinste selbststandige Einheit der NPD mit selbststén-
diger Kassenfuhrung innerhalb einer Verwaltungseinheit des jeweiligen Bundeslan-
des. ?Er hat die Aufgabe, dort die politischen Ziele der NPD zu vertreten.

(2) Es kénnen mehrere Verwaltungseinheiten zu einem Kreisverband zusammenge-
faRt werden. ®Nicht zuldssig sind mehrere Kreisverbande oder Kreisverbandsteile
innerhalb einer Verwaltungseinheit.

(3) 'Die Griindung eines Kreisverbandes ist nur mit der vorherigen Zustimmung des
zustandigen Landesvorstands méglich. “Der Landesvorstand bestimmt auch die Ab-
grenzung des Kreisverbandes nach Mal3gabe des Absatzes 2.

(4) 'Ein Kreisverband muR mindestens sieben Mitglieder haben. ?Sinkt in einem be-
stehenden Kreisverband die Zahl unter sieben Mitglieder, so ist der zustandige Lan-
desvorstand berechtigt, die verbliebenen Mitglieder einem benachbarten gréf3eren
Kreisverband anzugliedern.

(5) Organe eines Kreisverbandes sind die Mitgliederversammlung und der Kreisvor-
stand.

(6) 'Die Mitgliederversammlung besteht aus allen stimmberechtigten Mitgliedern des
Kreisverbandes. *Sie wahlt den Kreisvorstand, die Delegierten fiir den Bezirkspartei-
tag, den Landesparteitag und den Bundesparteitag, stellt die Kandidaten fir Kom-
munalwahlen auf und schlagt die Kandidaten fir Bundes- und Landtagswahlen vor.

(7) Die Mitgliederversammlung mufd mindestens einmal im Jahr als Jahreshauptver-
sammlung einberufen werden, die den neuen Kreisvorstand wabhilt.

(8) 'Dem Kreisvorstand obliegt die politische und organisatorische Leitung des Kreis-
verbandes. ?Er besteht aus dem Kreisvorsitzenden, bis zu zwei stellvertretenden
Kreisvorsitzenden und bis zu sieben Beisitzern. Der Kreisvorstand wahlt den
Schatzmeister aus seiner Mitte. “Die Vertretung des Kreisverbandes nach auRen und
Vollmacht zur Einrichtung von Bank- und Sparkassenkonten obliegt dem Kreisvorsit-
zenden.

(9) Die Amtszeit eines Kreisvorstands betréagt ein Jahr.

(10) *Kreisverbande, die mehrere politische Kreise beziehungsweise kreisfreie Stadte
umfassen, kénnen eine abweichende Verbandsbezeichnung fiihren. 2Zustéandig fir
die Genehmigung der Bezeichnung ist der zustandige Landesvorstand. ®Die Be-
zeichnung der Organe und Amtstrager dieser Verbande mussen der Verbandsbe-
zeichnung entsprechen.

8 15 Ortsbereiche

(1) 'Der Kreisverband kann Ortsbereiche griinden, die mindestens vier Mitglieder
haben missen. ?Ortsbereiche sind keine selbststandigen Gliederungen der NPD.
3Die Griindung und die raumliche Abgrenzung sind Aufgabe des zustandigen Kreis-
vorstands. “Die stimmberechtigten Mitglieder des Ortsbereiches wahlen einen Vorsit-
zenden, einen stellvertretenden Vorsitzenden, bis zu zwei Beisitzer und stellen die
Kandidaten fiir die Kommunalwahlen auf. >Die Kassenverwaltung bleibt beim zustan-
digen Kreisverband.
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(2) Die Amtszeit eines Ortsbereichsvorstands betragt ein Jahr.

(3) Alle politischen und organisatorischen MalRnahmen der Ortsbereiche mussen im
Einvernehmen mit dem Kreisvorstand erfolgen.

VI. Abschnitt: Vereinigungen

8 16 Vereinigungen

(1) In der NPD kénnen flir bestimmte Personengruppen oder Aufgabenbereiche Ver-
einigungen gegrundet werden, die ihre innere Ordnung durch Satzungen regeln.

(2) 'Die Griindung einer Vereinigung muf? beim Parteivorstand beantragt werden.
“Aus dem Antrag muR hervorgehen, fiir welche Personengruppe oder fiir welchen
Aufgabenbereich die Vereinigung gegrindet werden soll.

(3) Der Parteivorstand entscheidet tiber die Neufassung und tiber Anderungen der
jeweiligen Vereinigungssatzung und den damit zusammenhangenden Regelungen.

(4) 'Jede Vereinigung muR von ihren Mitgliedern regelmaRig angemessene Beitrage
einziehen. ?Die Hohe der Beitrage ist in einer Beitragsordnung der Vereinigung fest-
zulegen.

(5) Jede Vereinigung ist wie die Gesamtpartei mit ihren Gliederungen rechenschafts-
pflichtig.

(6) Jede Vereinigung unterliegt den Bestimmungen der 88 17, 18 und 19 sowie der
Schiedsgerichtsbarkeit der NPD.

(7) Jede nach dieser Vorschrift vom Parteivorstand zugelassene Vereinigung hat un-
verziglich in ihre Satzung den Hinweis aufzunehmen, dal dies eine Vereinigung der
NPD im Sinne des § 16 der Satzung ist.

(8) Der Parteivorstand fugt dieser Satzung eine aktuelle Anlage mit der Zusammen-
stellung der Vereinigungen nach 8§ 16 bei.

VII. Abschnitt: OrdnungsmalRnahmen und Schiedsgerichtsbarkeit

8 17 OrdnungsmalRnahmen gegen Mitglieder

(1) Die Streichung eines Mitgliedes kann durch den zustandigen Kreisvorstand nach
zweimaliger schriftlicher Mahnung erfolgen, wenn das Mitglied mit seinen Mitglieds-
beitragen langer als drei Monate im Ruckstand geblieben ist.

(2) 'Der Streichungsbeschlu? mit Rechtsmittelbelehrung muR dem Mitglied durch
eingeschriebenen Brief bekanntgegeben werden. ?Der Einspruch gegen den Strei-
chungsbeschluf3 ist binnen einer Woche nach Empfang beim Landesvorstand mog-
lich. Er hat aufschiebende Wirkung, wenn innerhalb der Einspruchsfrist die Riick-
stande an Beitragen bezahlt werden. *Der Anspruch der Partei auf die Beitrage fiir
die zurtickliegende Zeit bleibt bestehen.

(3) Bleibt ein Mitglied nach rechtskraftiger Entscheidung der Schiedsgerichte mit der
Zahlung der verhangten Geldbuf3e entsprechend Absatz 7 Satz 1 trotz zweifacher
Mahnung mehr als zwei Monate im Rickstand, so wird es durch den zustandigen
Kreisverband auf Anweisung des Parteivorstands gestrichen.
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(4) *Gegen ein Mitglied, das vorsatzlich gegen die Satzung oder erheblich gegen die
Grundsétze oder Ordnung der Partei versto3t, konnen Ordnungsmal3inahmen einge-
leitet werden. 2Antragsberechtigt fiir OrdnungsmaRnahmen sind der zustandige
Kreisvorstand, der zustandige Bezirksvorstand, der zustandige Landesvorstand, der
Parteivorstand und das Parteiprasidium.

(5) Beschliel3t ein antragsberechtigter Vorstand die Einleitung eines Schiedsgerichts-
verfahrens oder eine MalRnahme nach den Absatzen 8 und 9 gegen eines seiner
Mitglieder, das Funktionstrager eines hoheren Gebietsverbandes oder des Parteivor-
stands ist, so mul3 dessen Vorstand dieser MalRnahme zustimmen.

(6) *OrdnungsmaRnahmen gegen Mitglieder nach den Absatzen 7 bis 9 missen
beim zustandigen Landesschiedsgericht beantragt werden. ?Das Verfahren findet
nach den Grundséatzen der Schiedsgerichtsordnung statt.

(7) *OrdnungsmafRnahmen sind die Riige, die Abmahnung mit Warnfunktion, die Er-
hebung einer Geldbul3e bis hochstens zwei Jahresbeitragen in normaler Hohe, die
mit dem Verlust des Sitzes im jeweiligen Vorstandsgremium einhergehende Amts-
enthebung, die Aberkennung der Fahigkeit zur Bekleidung von Parteidmtern von
mindestens einem Jahr bis zu drei Jahren und der AusschluRR aus der Partei. Diese
MaRnahmen konnen auch nebeneinander verhangt werden. ®Das Schiedsgericht
kann statt der verhédngten oder beantragten auch mildere Ordnungsmal3nhahmen
aussprechen.

(8) In denjenigen Fallen, in denen eine schwere Schadigung der Partei durch
schnelles Eingreifen verhindert werden mufd und zu erwarten ist, daf3 im Schiedsge-
richtsverfahren gegen den Beschuldigten auf Ausschlul? erkannt werden wirde, kon-
nen das Parteiprasidium, der Parteivorstand sowie der zustédndige Landesvorstand,
ohne dal3 ein Antrag beim zustandigen Landesschiedsgericht vorliegt, den Beschul-
digten mit sofortiger Wirkung von der Austbung seiner Mitgliedsrechte und seiner
Parteiamter entheben. “Dieser VorstandsbeschluB, der mit einer Rechtsmittelbeleh-
rung zu versehen ist, leitet gleichzeitig das sofortige Schiedsgerichtsverfahren nach
Absatz 4 ein.

(9) YIn denjenigen Fallen, in denen eine schwere Schadigung der Partei durch
schnelles Eingreifen verhindert werden muf3 und zu erwarten ist, dal’ im Schiedsge-
richtsverfahren gegen den Beschuldigten auf Amtsenthebung oder die zeitweilige
Aberkennung seines Parteiamtes erkannt werden wiirde, kénnen das Parteiprasidi-
um, der Parteivorstand sowie der zustadndige Landesvorstand, ohne dal3 ein Antrag
beim zustandigen Landesschiedsgericht vorliegt, den Beschuldigten mit sofortiger
Wirkung von Parteiamtern entsprechend Absatz 4 entheben. Dieser Vorstandsbe-
schluf3, der mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen ist, leitet gleichzeitig das
sofortige Schiedsgerichtsverfahren nach Absatz 4 ein.

(10) 'Die Entscheidung in den Fallen der Absatz 8 und 9 ist mit Griinden zu versehen
und dem Beschuldigten binnen einer Woche durch eingeschriebenen Brief zuzustel-
len. “Dem zusténdigen Kreisverband ist eine Abschrift der Entscheidung zu tibersen-
den.

(11) 'Gegen eine Entscheidung nach den Abséatzen 8 und 9 steht dem Betroffenen
das Recht der Beschwerde zu. “Sie hat keine aufschiebende Wirkung, ist nur binnen
zwei Wochen nach Zustellung des Ausschliel3ungs- beziehungsweise Enthebungs-
beschlusses zuldssig und bei dem fir den Beschuldigten zustandigen Landes-
schiedsgericht einzulegen. *Wird vom Beschuldigten keine Beschwerde innerhalb
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dieser Frist eingelegt, so werden die MaRnahmen nach den Absatze 8 und 9 rechts-
kraftig. “Die Durchfiihrung eines Schiedsgerichtsverfahrens nach Absatz 4 ist dann
nicht mehr notwendig.

8 18 Grinde fir OrdnungsmalRnahmen gegen Mitglieder
(1) Die Einzelheiten des Verfahrens regelt die Schiedsgerichtsordnung.
(2) Parteischadigend im Sinne des 8§ 17 Absatz 4 verhalt sich insbesondere,

1. Wer gegen die in der Satzung und in der Schiedsgerichtsordnung der NPD
festgelegte innere Ordnung vorsatzlich verstolit.

2. Wer einer zur NPD konkurrierenden Partei oder Wahlergemeinschaft ange-
hort oder durch aktives Handeln unterstitzt, ohne dalR der Parteivorstand
eine Ausnahme nach § 2 Absatz 8 beschlossen hat.

3. Wer in eigenen Versammlungen der NPD gegen deren demokratische Ein-
stellung Stellung nimmt, oder in Versammlungen politischer Gegner, Rund-
funk- oder Fernsehsendungen, gegeniber Presseorganen, in anderen Me-
dien oder in anderer Weise gegen die erklarte Politik der NPD oder deren
demokratische Einstellung Stellung nimmt.

4. Wer als Kandidat der NPD in eine Vertretungskérperschaft gewahlt ist und
der NPD-Fraktion oder NPD-Gruppe nicht beitritt oder aus ihr ausscheidet.

5. Wer vertrauliche Parteivorgdnge vertffentlicht oder an politische Gegner
verrat oder Vertrauensbuch begeht.

6. Wer Vermdgen, das der Partei gehort oder zur Verfiigung steht, veruntreut
oder gegen die Interessen der Partei verwendet.

7. Wer entgegen den Beschlissen des Parteivorstands tberparteilichen Orga-
nisationen oder Vereinigungen angehdort, deren Charakter erkennen laft,
daf? sich ihre Tatigkeit gegen die politische Wirksamkeit der NPD wendet.

8. Wer wegen einer an sich nicht schon parteischadigenden, aber ehrenrthri-
gen Handlung seines aufl3erparteilichen Lebensbereiches zu einer Strafe
rechtskraftig verurteilt wird, die bei einem Beamten den Verlust der Beam-
teneigenschaft nach sich zieht.

9. Wer als Angestellter der Partei seine besondere Treuepflicht verletzt.

10. Wer seiner Auskunftspflicht gemald 8 3 Absatze 11und 12 der Satzung irre-
fuhrend oder trotz Aufforderung innerhalb der gesetzten Frist nicht nach-
kommt.

11. Wer in der Offentlichkeit oder innerhalb der Partei i(iber andere Parteimit-
glieder unbewiesene oder ehrenrihrige Behauptungen aufstellt oder ver-
breitet.

12. Wer die Partei oder einzelne Fuhrungsfunktionédre des Bundes-, eines Lan-
des- oder Kreisvorstands vorsatzlich oder grob fahrlassig in Schrift, Bild o-
der Film verunglimpft oder der Lacherlichkeit preisgibt.

13. Wer die Beschliisse des Parteivorstands entsprechend § 7 Absatz 1 vor-
satzlich mil3achtet beziehungsweise aktiv dagegen arbeitet.
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§ 19 Ordnungsmal3nahmen gegen Verbénde

(1) 'Liegt ernsthafter AnlaR fiir die Annahme vor, daR eine Aktion unter Mitwirkung
von Parteimitgliedern versucht wird, durch die die Partei im Sinne einer ihren demo-
kratischen Grundsatzen und ihrer politischen Programmatik widersprechenden Rich-
tung beeinflul3t oder ihre Organisation unter die Vormundschaft parteifremder Ele-
mente gebracht werden soll, so kann der Parteivorstand oder das Parteiprasidium
den Zustand des organisatorischen ,Notstands" ausdriicklich feststellen. ?Im Falle
ortlicher Begrenzung des Vorganges innerhalb eines Bundeslandes kann der Lan-
desvorstand den organisatorischen ,Notstand” feststellen.

(2) *Wird der Zustand des "Notstandes" erklart, so ist der Parteivorstand oder das
Parteiprasidium oder der zustandige Landesvorstand befugt, mit einstweiliger Wir-
kung Vorstande nachgeordneter Verbande zu suspendieren und ihre Geschéafte auf
kommissarische Beauftragte zu iibertragen. Er kann erforderlichenfalls die Feststel-
lung treffen, dal3 einzelne Untergliederungen der Partei auf Grund von Handlungen
oder Stellungnahmen ihre Zugehoérigkeit zur Partei verlieren, wenn sie sich partei-
schadigend verhalten. ®Der Feststellungsbeschluf? ist mit einer Rechtsmittelbeleh-
rung zu versehen und dem betreffenden Verband zuzustellen.

(3) Das Parteiprasidium beziehungsweise der zustdndige Landesvorstand ist in allen
solchen Féllen zu den innerorganisatorischen Mal3hahmen berechtigt, durch die die
Geschlossenheit und Aktionsfahigkeit der Partei erhalten oder wiederhergestellt wer-
den kann.

(4) *Alle genannten MaRBnahmen bediirfen, wenn das Parteiprasidium oder der zu-
standige Landesvorstand diese Ordnungsmafl3nahmen verhangt haben, der Bestati-
gung durch den Parteivorstand bei seiner nachsten Sitzung. *Die endgiiltige Bestati-
gung obliegt dem n&chsten Bundesparteitag. *Rechtlich abgeschlossene oder tat-
sachlich unumkehrbare MalRnahmen bedtrfen keiner nachtraglichen Bestatigung.

(5) *Gegen nach den Absatzen 1 bis 3 getroffene MaRnahmen steht den betroffenen
Mitgliedern, Organen und Verbanden das Recht der Beschwerde zu. *Sie hat keine
aufschiebende Wirkung und ist binnen vierzehn Tagen nach Verkindung der Not-
standsmafinahme beim ortlich zustandigen Landesschiedsgericht einzulegen.
3Bestatigt das Landesschiedsgericht die NotstandsmaRnahme, steht den Betroffenen
das Recht zu, binnen vierzehn Tagen nach ergangenem Beschlul in zweiter Instanz
weitere Beschwerde beim Bundesschiedsgericht einzulegen. *Hebt das Landes-
schiedsgericht NotstandsmalRnahmen eines Landesvorstandes auf, ist die Entschei-
dung endgiiltig. *Hebt das Landesschiedsgericht NotstandsmaRnahmen des Partei-
vorstands oder des Parteiprasidiums auf, steht diesem die Berufung beim Landes-
schiedsgericht zu.

§ 20 Schiedsgerichtsbarkeit

(1) Verfahren bei Streitigkeiten der Partei oder eines Gebietsverbandes mit einzel-
nen Mitgliedern, Streitigkeiten Uber Auslegung und Anwendung der Satzung sowie
Verfahren nach den 88 17 und 19 der Satzung werden durch die Schiedsgerichts-
ordnung der NPD geregelt. “Diese ist Bestandteil der Bundessatzung.

(2) Die Schiedsgerichtsordnung regelt das Verfahren und die zu treffenden Mal3-
nahmen in folgenden Féllen:

1. Ordnungsmal3nahmen gegen Mitglieder gemalR § 17 Absatz 4 der Satzung,
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2. SofortmalRnahmen gegen Mitglieder gemaf 8§ 17 Absétze 8 und 9 der Satzung,
3. Ordnungsmalfinahmen gegen Verbédnde gemald § 19 der Satzung,

4. Vereinsrechtliche Streitigkeiten von Organen untereinander und zwischen Or-
ganen und Mitgliedern.

VIll. Abschnitt: Finanzwesen

8 21 Finanzwesen

(1) 'Die NPD oder eine ihrer Untergliederungen kann wirtschaftliche Verpflichtungen
nur durch die hierfiir zustandigen Organe eingehen. *Auftrage aller Organisationsstu-
fen durfen nur von den satzungsgemal zustandigen Organen erteilt werden, wenn
eine finanzielle Deckung vorhanden ist. *Mitglieder der NPD, die ohne einen solchen
Auftrag durch ein zustandiges Organ eine wirtschaftliche Verpflichtung fur die Partei
eingehen, haften daftr personlich.

(2) Die NPD finanziert sich aus Mitgliedsbeitragen, Mandatstragerbeitragen, Spen-
den und anderen durch das Parteiengesetz zuldssigen Einnahmequellen.

(3) Der Parteivorstand erlafdt eine Finanzordnung, die alle Vorschriften des flnften Ab-
schnitts des Parteiengesetzes enthalt, so wie die Pflicht zur Buchfuhrung, 6ffentliche Re-
chenschaftslegung, Abgabe und Prifung der Rechenschaftsberichte, Begriff der Einnah-
men und Spenden.

(4) *Alle Verbande mit eigener Finanzverwaltung haben bis zum 31. Marz jeden Jahres
einen Rechenschaftsbericht fiir das Vorjahr dem Parteivorstand zu erstatten. *Dieser Be-
richt muf3 auf dem Vordruck des Parteivorstandes erstellt werden und strikt den Forderun-
gen des Parteiengesetzes entsprechen.

(5) Verursachen fehlerhafte Berichte von Landesverbanden oder nachgeordneten Ver-
banden MalRnahmen zur Rickforderung der staatlichen Finanzierung durch den Bundes-
tagsprasidenten, so tragen diese nach dem ,Verursacherprinzip® die juristischen und wirt-
schaftlichen Folgen.

(6) 'Das Stimmrecht derjenigen Verbande und Parteigliederungen ruht, die mit ihren
Beitragsverpflichtungen fur die Gesamtheit ihrer Mitglieder gegentber den Bezirks-
und Landesverbanden sowie dem Parteivorstand bis zu dem vom zustandigen Vor-
stand festgesetzten Termin mindestens einen Monat und in der festgelegten Form
nicht erfiillt haben. ?In strittigen Fallen gilt in Bezug auf die zugrunde zu legende Mit-
gliederzahl die Mitgliederliste der Parteizentrale aus der Vorwoche.

(7) 'Bleiben Kreisverbénde langer als vier Monate mit der Abfilhrung der Beitragsan-
teile an Ubergeordnete Verbdnde oder an den Parteivorstand in Verzug, kann der
Ubergeordnete Verband die erforderlichen organisatorischen Malinahmen treffen,
insbesondere auch die Finanzverwaltung tibernehmen. ?Der Kreisverband kann auch
aufgelost werden; seine Mitglieder sind dann einem benachbarten Kreisverband zu-
zuordnen.

(8) MalRBhahmen nach Absatz 7 kdnnen nur getroffen werden, wenn dem Kreisver-
band mindestens einen Monat vorher die Malinahme angedroht wurde.

(9) 'Der Parteivorstand kann einen Landesverband anweisen, solche MaRnahmen
durchzufiihren. 2Kommt der betreffende Landesverband nicht innerhalb von einem
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Monat dieser Anweisung nach, dann kann der Parteivorstand diese Malinahmen
selbst durchfihren.

IX. Abschnitt: Wahlen und Abstimmungen

§ 22 Wahlen und Abstimmungen

(1) *Wahlen und Abstimmungen innerhalb der Organe mit Ausnahme des Bundes-
parteitages sowie der Landes- und Bezirksparteitage konnen nur stattfinden, wenn
hierzu die abstimmungsberechtigten Mitglieder in einer Frist von mindestens sieben
Tagen unter Ubersendung einer Tagesordnung, aus der der Zweck der Versamm-
lung hervorgehen muB, eingeladen wurden. *MaRgebend ist das Datum des Post-
stempels. ®Bei Delegiertenversammlungen jeder Art reicht die formgerechte Einla-
dung innerhalb der vorgeschriebenen Fristen an die Verbande, die Delegierte ent-
senden kénnen. “Diese haben ihre Delegierten unverziiglich zu benachrichtigen.

(2) 'Die Wahlen der Vorstandsmitglieder, der Vertreter zu Vertreterversammlungen
und zu Organen hoherer Gebietsverbande sowie zu Kandidaturen sind geheim. “Bei
den Ubrigen Wahlen kann offen abgestimmt werden, wenn sich auf Befragen kein
Widerspruch erhebt.

(3) 'Bewerber fiir Europawahlen werden von einer Bundesvertreterversammlung, die
Landeslisten fur Bundestags- und Landtagswahlen von Vertreterversammlungen der
Lander oder falls es das Wahlgesetz erfordert, von Mitgliederversammlungen der Lan-
der gewahlt. *Die iibrigen Bewerber zu allgemeinen Wahlen sind in Mitgliederver-
sammlungen zu wahlen. °Es sind stets bindend auch die Wahlgesetze giiltig. “Bei
Vertreter- und Mitgliederversammlungen gelten die Bestimmungen fur Parteitage.
*Mitglieder kraft Amtes haben hier kein Stimmrecht.

(4) *Gewahlt ist, wer mehr als die Hélfte der abgegebenen giiltigen Stimmen erhalt.
“Bei einem erforderlichen zweiten Wahlgang gilt als gewahlt, wer die meisten Stim-
men erhalt. *Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. “Nicht anwesende Kandida-
ten sind nicht wahlbar, sofern von ihnen keine schriftliche und unterschriebene Zu-
stimmungserklarung vorliegt. *Bewerber fiir 6ffentliche Mandate haben diese auf den
amtlichen Formularen zu leisten.

(5) 'Eine Versammlung ist beschluRfahig, wenn alle abstimmungsberechtigten Mit-
glieder ordnungsgemal eingeladen wurden und mindestens die Halfte von ihnen
anwesend ist. “Sind weniger als die Halfte der abstimmungsberechtigten Mitglieder
erschienen, ist die Versammlung zu schlieRen und sofort mit einer Frist von einer
halben Stunde erneut einzuberufen. *Diese Versammlung ist dann ohne Riicksicht
auf die Zahl der anwesenden Mitglieder beschluffahig. “Es miissen aber mindestens
drei abstimmungsberechtigte Mitglieder anwesend sein. °Eine Ubertragung des
Stimmrechts ist nicht zulassig. ®Delegierte kénnen nur durch gewahlte Ersatzdele-
gierte vertreten werden.

(6) *Sonstige Abstimmungen sind, sofern gesetzliche Bestimmungen und diese Sat-
zung nichts anderes erfordern, mit der einfachen Mehrheit der zustimmenden uber
die ablehnenden Stimmen rechtswirksam. ?Satzungsanderungen, Auflésungs- oder
Verschmelzungsbeschliisse bedurfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der erschie-
nenen Mitglieder.
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(7) In Fallen der Dringlichkeit kénnen engere Organe der Partei die Befugnisse der
weiteren mit dem Vorbehalt der spéateren Billigung durch diese wahrnehmen.

(8) Uber Sitzungen und Versammlungen der Organe aller Verbande sind Nieder-
schriften anzufertigen, die vom Vorsitzenden oder vom Tagungsprasidenten und dem
Schriftfihrer zu unterzeichnen und aufzubewahren sind und der nachsthdéheren In-
stanz weitergeleitet werden.

(9) 'Die Wahlen fiir den Parteivorstand, die Landes- und Bezirksvorstande erfolgen in
jedem zweiten Kalenderjahr. *Ein Vorstand bleibt so lange im Amt, bis ein neuer Vor-
stand ordnungsgeman bestellt ist. *Fur Bundes-, Landes- und Bezirksparteitage sind
die Delegierten jeweils gesondert fur diese Gremien zu wéahlen.

(10) 'Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Amtstragers erfolgt die Ersatzwahl fir die
Dauer der Wahlzeit des Amtsvorgangers, sofern nicht ein gewéhlter Stellvertreter
vorhanden ist. ?Vor Ablauf der Wahlperiode muR ein Amtstrager aus seinem Amt
ausscheiden, wenn die Kdrperschaft die ihn gewahlt hat, es durch einen mit Zweidrit-
telmehrheit gefaldten Entschluld verlangt.

(11) Zweidrittelmehrheit ist erforderlich, um die Aufstellung von Nichtmitgliedern als
Kandidaten auf Listen der Partei zu beschlie3en oder ein Wahlabkommen mit einer
anderen Partei oder sonstigen Organisationen zu genehmigen.

(12) Wahlabkommen von Orts-, Kreis- und Bezirksverbanden, sowie die Zugehorig-
keit zu Nicht-NPD-Fraktionen oder NPD-Gruppen auf Orts-. Kreis und Bezirksebene
missen vom zustandigen Landesverband genehmigt werden.

(13) Wahlabkommen von Landesverbanden, sowie die Zugehorigkeit zu Nicht-NPD-
Fraktionen oder Gruppen auf Landes- und héherer Ebene missen vom Parteivor-
stand genehmigt werden.

§ 23 Auflésung und Verschmelzung

(1) Der Bundesparteitag beschliel3t die Durchfihrung einer Urabstimmung Uber die
Auflésung der Bundespartei oder Verschmelzung der Bundespartei mit anderen Par-
teien, die Auflosung eines Landesverbandes der NPD oder Verschmelzung eines
Landesverbandes der NPD mit dem Landesverband einer anderen Partei.

(2) Fur einen BeschluB nach Absatz 1 ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der er-
schienenen stimmberechtigten Delegierten des Bundesparteitages erforderlich. ?Die
Urabstimmung unter den stimmberechtigten Mitgliedern der Bundespartei oder den
stimmberechtigten Mitgliedern des betreffenden Landesverbandes ist innerhalb von
einem Monat nach dem Beschlul3 des Bundesparteitages durchzufihren.

(3) 'Die Urabstimmung ist schriftlich durchzufiihren. 2Sie ist giiltig, wenn mindestens
funfunddreiRig Prozent der jeweiligen stimmberechtigten Mitglieder abstimmen. ®Der
Beschlul3 des Bundesparteitages ist jeweils angenommen, wenn er die Zustimmung
von mindestens zwei Drittel der abgegebenen gultigen Stimmen erhalt.

(4) 'Die Feststellung der Stimmberechtigung der abstimmenden Mitglieder und die
Auszahlung der Stimmen werden von drei gewdahlten Mitgliedern des Bundes-
schiedsgerichtes vorgenommen, die durch den Vorsitzenden des Bundesschiedsge-
richtes und im Falle seiner Verhinderung von dessen Stellvertreter einberufen wer-
den. *Diese Mitglieder des Bundesschiedsgerichtes kénnen bis zu zehn Mitglieder
der NPD, die nicht dem Parteivorstand oder dem betroffenen Landesvorstand ange-
hdren, zu Unterstlitzung heranziehen.
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(5) Zusammen mit der Urabstimmung utber die Auflosung der Bundespartei oder Verschmel-
zung der Bundespartei mit anderen Parteien, die Aufldsung eines Landesverbandes der
NPD oder Verschmelzung eines Landesverbandes der NPD mit dem Landesverband einer
anderen Partei ist Uber die Verwendung des vorhandenen Vermdgens der Bundespartei oder
des betreffenden Landesverbandes abzustimmen. In der Urabstimmung sind auch drei Mit-
glieder des Parteivorstands beziehungsweise drei Mitglieder des betreffenden Landesver-
bandes zu bestimmen, die die notwendige Liquidation betreiben.

X. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

§ 24 Allgemeine Bestimmungen
(1) Geschatftsjahr ist das Kalenderjahr.
(2) Die NPD hat ihren Sitz in Berlin.

(3) Die Landesverbadnde missen bis spatestens 30. November 2017 ihre Landesver-
bandssatzungen dieser Satzung angepal3t haben.

(4) Diese Satzung wurde auf dem auf3erordentlichen Bundesparteitag am 21. und 22.
November 2015 in Weinheim beschlossen und tritt sofort in Kraft. Die bisherige Sat-
zung wird dadurch aul3er Kraft gesetzt.
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GRUNDGEDANKEN

Im 21. Jahrhundert entscheidet sich Sein
oder Nichtsein des deutschen Volkes. Exis-
tentielle Bedrohungen gehen vom Gebur-
tenrickgang, einer rasch voranschreitenden
Uberfremdung, der Fremdbestimmung
durch Ubernationale Institutionen und der
Globalisierung mit ihren verheerenden Fol-
gen aus. Die Nationaldemokratische Partei
Deutschlands ist die soziale Heimatpartei
der Deutschen, bekennt sich zu einem le-
bensrichtigen Menschenbild und setzt sich
deshalb konsequent fUr nationale Identitat,
nationale Souveranitat und nationale Solida-
ritat als Lebensgrundlagen unseres Volkes
ein.

Nationaldemokratische Politik grindet im
Geist des Deutschen Idealismus. Wir Na-
tionaldemokraten bekennen uns zur Viel-
falt des Lebens und seiner Erscheinungs-
formen in Natur und Kultur und deshalb
zur Anerkennung und Achtung der natur-
lichen Unterschiedlichkeit der Menschen.
Gleich sind die Menschen dagegen vor
dem Gesetz und in der Unantastbarkeit
ihrer Wirde.

Nationale ldentitat

Nationale Identitdt bedeutet: Deutschland
muB das Land der Deutschen bleiben und
muB es dort, wo dies nicht mehr der Fall
ist, wieder werden. Grundsatzlich darf es
fUr Fremde in Deutschland kein Bleiberecht
geben, sondern nur eine Ruckkehrpflicht in
ihre Heimat. Wir lehnen alle ,multikulturellen®
Gesellschaftsmodelle als unmenschlich ab,
weil sie Deutsche und Nichtdeutsche glei-
chermaBen der nationalen Gemeinschafts-
ordnung entfremden und sie als entwurzelte
Menschen der Fremdbestimmung durch
Wirtschaft, Medien und Politik ausliefern. Die
Systemparteien wollen sich durch Austausch
des Volkes an der Macht halten; im Gegen-
satz dazu strebt die NPD den Austausch der
Herrschenden an. Der ethnischen Uberfrem-
dung Deutschlands durch Einwanderung ist
genauso entschieden entgegenzutreten wie
der kulturellen Uberfremdung durch Ameri-
kanisierung und Islamisierung.

Die Bewahrung unserer nationalen ldenti-
tdt und Sicherung unseres Heimatrechtes
erfordert eine den Bestand des deutschen
Volkes sichernde aktive Familien- und Bevdl-
kerungspolitik.

Nationale Souveranitat

Nationale Souveranitat bedeutet nach innen
das Recht der Deutschen, sich nach Artikel
146 des Grundgesetzes ohne EinfluBnahme
fremder Machte eine vom Volk verabschiede-
te Verfassung zu geben.

Nationale Souveranitat bedeutet nach auBen
die Wiederherstellung deutscher Staatlichkeit
und Handlungsfreiheit durch den Austritt aus
Ubernationalen Institutionen wie der Euro-
paischen Union und der NATO. Wichtigstes
Instrument zur Durchsetzung deutscher Le-
bensinteressen ist der handlungsfahige Na-
tionalstaat. Der Nationalstaat ist der notwen-
dige politische Rahmen der Volksherrschaft
und der einzige Garant sozialer Verteilungs-
gerechtigkeit, die es ohne das BewuBtsein
nationaler Loyalitdt und Zusammengehorig-
keit nicht geben kann.

Nationale Solidaritéat

Nationale Solidaritdt bedeutet: Soziale Ge-
rechtigkeit fur alle Deutschen. Eigentum
verpflichtet. Die Wirtschaft hat dem Volk zu
dienen und nicht umgekehrt. Ohne National-
staat kann es keinen Sozialstaat geben. Die
Globalisierung zerstért den Nationalstaat als
sozialen Schutzraum.

Nein zur Globalisierung

Der globalisierte Kapitalismus kennt keine po-
litischen, sozialen und kulturellen Bindungen
und fuhrt auf den internationalen Kapitalmark-
ten ein asoziales Eigenleben. Dies fuhrt dazu,
daB Arbeitsplatze in Billiglohnl&nder expor-
tiert und auslandische Lohndrucker importiert
werden. Der entfesselte Globalkapitalismus
hat einen sozialen Unterbietungswettlauf in
Gang gesetzt, der soziale Ungerechtigkeiten
verursacht und die staatliche Handlungsauto-
nomie untergrabt.

Die Globalisierung ist die Kampfansage an
die nationalstaatliche Ordnung und damit
an die Freiheit aller Volker. Die Globalisie-
rung steht fur die Weltdiktatur des GroBka-
pitals, das die Vélker kulturell gleichschal-
tet, politisch entmindigt, wirtschaftlich
ausbeutet und ethnisch zerstort. Dieser
Entwicklung gilt es kompromiBlos entge-
genzutreten.
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Der soziale Nationalstaat

Wir Deutschen missen uns zwischen Sozial-
staat und Einwanderungsstaat entscheiden.

Die Wurde des Menschen als soziales We-
sen verwirklicht sich vor allem in der Volks-
gemeinschaft. Erst die Volksgemeinschaft
garantiert die personliche Freiheit; diese
endet dort, wo die Gemeinschaft Schaden

nimmt. Der Staat hat die Fursorgepflicht fur
alle Deutschen.

Der soziale Nationalstaat verhindert den
Kampf aller gegen alle und ist daher die
Schutzmacht des deutschen Volkes. Wir
Nationaldemokraten sind im Existenzkampf
um den Bestand unseres Volkes die Stimme
des nationalen und sozialen Deutschlands.

1. GRUNDLAGE DES
STAATES IST DAS VOLK

Die NPD bekennt sich zur Vielfalt der Vol-
ker als Trager der Kulturen. Sie unterschei-
den sich durch Abstammung, Sprache,
geschichtliche Erfahrungen und Wertvorstel-
lungen.

a) Gegensatz von Gesellschaft und
Volksgemeinschaft

Westliche Gesellschaften sind materiel-
le Zweckverbande ohne Gemeinschafts-
werte. Sie entwickeln keine verbindende
Kultur.

Sogenannte ,multikulturelle” Gesellschaften
sind in Wirklichkeit kulturlose Gesellschafts-
formen, die je nach ihrer ethnokulturellen
Zusammensetzung Parallelgesellschaften
ausbilden, die fur jedes Staatswesen zur
ZerreiBprobe werden. Die Solidaritat ei-
ner bestehenden Volksgemeinschaft wird
durch die Ubertriebene Vertretung von Ein-
zel- oder Gruppeninteressen aufgehoben.

Die politische Organisationsform eines
Volkes ist der Nationalstaat. Die Erhaltung
unseres Volkes und der Schutz fur alle sei-
ne Teile mUssen oberste Ziele deutscher
Politik sein.

b) Nationaldemokratische
Ordnungspolitik

Im Mittelpunkt nationaler Ordnungspolitik
steht das Volk, nicht der Gewinn multina-
tionaler Konzerne. Nationaldemokratische
Politik sieht sich dem Wohl eines jeden
Volksangehorigen und der Gemeinschaft
verpflichtet. Voraussetzung dafir ist die
grundséatzliche Einheit von Volk und Staat.
Eine Uberfremdung Deutschlands, ob mit
oder ohne Einburgerung, lehnen wir strikt
ab.

2. GRUNDLAGE UNSERES VOLKES
IST DIE DEUTSCHE FAMILIE

Die kleinste Gemeinschaft innerhalb un-
seres Volkes ist die Familie. Auf ihr fuBen
Volk und Staat, weshalb der Familie auch
die besondere Zuwendung und Fursorge
des Staates zuteil werden muB. Ihren na-
tdrlichen Ausdruck findet die Familie in
der Ehe mit Kindern. Dies begrtundet den
besonderen Schutz von Familie und Ehe.
Homosexuelle Lebenspartnerschaften bil-
den keine Familie und durfen nicht gefoér-
dert werden. Kinder brauchen Mutter und
Vater fUr eine gesunde Entwicklung, aber
auch alleinerziehende deutsche Mutter
und Vater verdienen staatliche Unterst(t-
zung.

a) Ablehnung der ,Genderpolitik"

Die NPD bekennt sich zur Unterschiedlich-
keit und Gleichwertigkeit von Mann und
Frau und lehnt die naturwidrige Gender-
Mainstreaming-ldeologie ab.

b) Intaktes Volk durch intakte Familie

Die Familie muB wieder sinnstiftende Wir-
kung entfalten und dem einzelnen sittlichen
Halt und personliche Sicherheit geben. In
der Geborgenheit der Familie kénnen cha-
rakterstarke, gemeinschaftsféhige, gesunde

DAS PARTEIPROGRAMM K&

Der Ring Nationaler
Frauen (RNF)
befal3t sich beson-
ders mit Frauen-
und Familienpolitik.
Besuchen sie uns

unter www.ring-

nationaler-frauen.de




und leistungsstarke Kinder heranwachsen.

Die Familie — als Tragerin des biologischen
Erbes — ist die Keimzelle des Volkes. Die
besondere Bedeutung der Familie fur die
Zukunftsfahigkeit unseres Volkes wird ange-
sichts einer katastrophalen Bevolkerungsent-
wicklungin einemvergreisenden Deutschland
immer deutlicher. In der BRD werden Familien
durch ékonomischen Mobilitdtszwang zuneh-
mend r&umlich auseinandergerissen. Dieser
Entwicklung gilt es Einhalt zu gebieten.

c) Familienpolitische MalRhahmen

Familienpolitische MaBnahmen des Staa-
tes, wie das Kindergeld, das ,Begru-
Bungsgeld” fir Neugeborene, das ,Mdtter-
gehalt” und das von der NPD geforderte
Familiendarlehen haben ausschlieBlich
deutsche Familien zu férdern. Besonderer
Schutz muB dem werdenden Leben und
der werdenden Mutter zuteil werden. Die
Toétung ungeborenen Lebens darf nicht
aus sozialen Beweggrunden, sondern
einzig und allein bei Gefahr der Gesund-
heit von Mutter und Kind, zu erwartenden
schwersten Behinderungen sowie nach
Vergewaltigungen erlaubt sein. Da die
Familie nicht nur aus Eltern und Kindern
besteht, ist das Miteinander der Gene-
rationen zu foérdern. Auch der Betreuung

Pflegebedurftiger durch ihre Kinder ist
groBtmogliche Unterstitzung zukommen
zu lassen.

d) Kindesentwicklung steht im
Mittelpunkt

Der Staat hat fur ein flachendeckendes,
hochwertiges vorschulisches Erziehungs-
und Betreuungsangebot Sorge zu tragen.
Die erzieherische Verantwortung far Kin-
der liegt in erster Linie bei der Familie. Fur
das Kindeswohl ist es am besten, wenn die
Betreuung in den ersten drei Lebensjahren
hauptsachlich durch die Mutter erfolgt.

Die Leistung der Hausfrau und Mutter ist ent-
sprechend der in anderen Berufen erbrach-
ten Arbeitsleistung zu wirdigen. Sie hat ein
Anrecht auf ein nach Anzahl und Alter der
Kinder gestaffeltes, zeitlich begrenztes MUt-
tergehalt. MUtter sollten nicht aus finanziellen
Grunden gezwungen sein, auBerhauslich zu
arbeiten. Die Altersrente von Muttern ist vom
Gesetzgeber zu sichern. Kinderlosigkeit darf
gegenuber Familien mit Kindern nicht bes-
sergestellt werden, deshalb ist das Ehegat-
tensplitting zu einer Férderung fur Familien
mit Kindern weiterzuentwickeln. Fur ein fami-
lien- und kinderfreundliches Klima bedarf es
der besonderen gesellschaftlichen Wurdi-
gung der Leistung kinderreicher Familien.

3. ALLE STAATSGEWALT GEHT
VOM DEUTSCHEN VOLKE AUS

Volksherrschaft setzt die Volksgemein-
schaft voraus. Der Staat nimmt die Gesamt-
verantwortung fUr das Volksganze wahr
und steht daher Uber Gruppeninteressen.
Die Ablésung der Regierung durch demo-
kratische Entscheidungen, die Kontrolle
der Machthaber und die Uberprifung der
Rechtmé&Bigkeit ihrer Entscheidungen sind
die Grundlagen nationaldemokratischer
Staatsordnung.

Soviel Freiheit wie moglich erfordert soviel
Ordnung wie nétig. Rechtsfreie Raume dur-
fen nicht geduldet werden.

Die Unabhé&ngigkeit der gesetzgebenden,
der ausflhrenden und der rechtspre-
chenden Gewalt im Staat ist sicherzustel-
len.

Der angemessene Zugang zu den Mas-
senmedien ist allen gesellschaftlich
relevanten Organisationen zu garantie-
ren.

Bei nationalen Lebensfragen muB3 der Ein-
fluB des Souverans durch Volksentscheide
auf allen politischen Ebenen gestarkt wer-
den.

Das Selbstbestimmungsrecht des Volkes
darf nicht durch Rechtsetzungsakte Uber-
staatlicher Organisationen wie der Euro-
paischen Union, der UNO oder der WTO
ausgehohlt werden.

a) Verfassungslegitimation durch
Volksabstimmung

Die Bundesrepublik Deutschland besitzt
keine durch das Volk legitimierte Verfas-
sung. Eine verfassungsgebende National-
versammlung hat dem deutschen Volk ei-
nen Verfassungsentwurf fir ein souverénes
Deutschland zur Abstimmung vorzulegen.
Diese Verfassung kann nur durch das Volk
selbst geandert werden.
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b) Forderungen fir eine politische
Neuordnung

Zentrale Eckpunkte einer politischen Neu-
ordnung sind: die Festschreibung ein-
klagbarer sozialer Grundrechte und der
Grundpflichten, die Direktwahl des mit mehr

Machtbefugnissen ausgestatteten Prasi-
denten der Deutschen durch das Volk und
die Starkung der Gesetzgebung durch
Volksentscheide auf allen Ebenen. Dadurch
wird die gemeinwohlschadigende Dominanz
der Parteien zurickgedrangt und das Volk
in seinen Rechten gestarkt.

4. DIE WIRTSCHAFT MUSS
DEM VOLKE DIENEN

Die Wirtschaft ist kein Selbstzweck, son-
dern dienender Teil des Ganzen. Der
Staat muB daher der Wirtschaft einen
ordnungspolitischen Rahmen setzen.
Eine weitestgehende Selbstversorgung
ist wirtschaftspolitisches Staatsziel.

Zweck des Wirtschaftens ist die Bedarfs-
deckung des Volkes und die Schaffung von
Werten. Aufgabe des Staates ist die ge-
rechte Verteilung des Wohlstandes sowie
der Erhalt und die Schaffung von Arbeits-
platzen. Jeder Deutsche hat das Recht wie
auch die Pflicht zu arbeiten.

Der Staat hat jedem Deutschen zu ermdégli-
chen, durch Arbeit seinen und den Lebens-
unterhalt seiner Familie aus eigener Kraft
bestreiten zu kénnen.

Méanner und Frauen sind bei gleicher Leis-
tung gleich zu entlohnen.

a) Das sozialverpflichtete
Unternehmertum

Die NPD bekennt sich zu einem freien, aber
sozial verpflichteten Unternehmertum als
Eckpfeiler einer solidarischen Wirtschafts-
ordnung.

Die heimischen kleinen und mittelstan-
dischen Unternehmen sind vor der Markt-
macht der global agierenden GroBkonzerne
zu schitzen.

b) Die solidarische Wirtschaftsordnung

Entgegen der Vorstellung vom ,freien Spiel der
Krafte" eines vom Staat losgelésten Marktes
spricht sich die NPD fur die aktive Gestaltung
einer solidarischen Wirtschaftordnung aus.

Dem MachtmiBbrauch durch privatwirtschaft-
liche Monopole ist mit einem wirkungsvollen
Kartellrecht zu begegnen. Die infrastruktu-
relle Grundversorgung und Daseinsvorsorge
(z. B. Bahn, Post, Energie, Wasser) gehort in

staatliche Hand.

Produktionsstatten- und Dienstleistungsver-
lagerungen ins Ausland und die Vergabe
von Lohnarbeit in sogenannte Billiglohn-
lander bzw. jegliche Lohndrlckerei durch
Fremdarbeiter im eigenen Land sind zu un-
terbinden.

c) Mitbeteiligung der Arbeitnehmer am
Produktivvermogen

Arbeitnehmer sind am Produktivvermdgen
zu beteiligen. Was Automatisierung, Ratio-
nalisierung und Profitstreben an Arbeit und
Lohnentwicklung nehmen, muB3 durch Mitbe-
teiligung am Unternehmen wiedergegeben
werden kénnen.

d) Keine Spekulationspolitik

Die Dominanz der Finanzmérkte Uber die
Volkswirtschaft und der Vorrang der Spekula-
tion vor der Produktion sind zu brechen. Da-
fur ist u.a. ein Verbot von Hedge-Fonds (sog.
Heuschrecken), hypothekenbesicherten Ver-
briefungen, der Grindung auBerbilanzieller
Zweckgesellschaften, ,Leerverkdufen" und
des Einsatzes von Derivaten notwendig.

Wir sichern und schaffen Arbeitsplétze in
Deutschland, indem wir kurzfristiges Speku-
lationskapital bekdmpfen und Investitionska-
pital férdern.

e) Forderung des Mittelstandes

Es qilt, die Uberwiegend mittelstdndische
Struktur unserer Volkswirtschaft zu starken.
Der Mittelstand, nicht die Konzerne, sind der
eigentliche Arbeitsplatzmotor in Deutschland.

Ausufernde Burokratie ist abzubauen. Kre-
ditwesen und offentliches Auftragswesen
sind mittelstandsfreundlich zu gestalten.
Die deutsche Regierung ergreift geeignete
MaBnahmen, die Ausbeutung durch Zinsen
zu stoppen und die Bérsen- und Finanzwirt-
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schaft zu regulieren. Eine verantwortungs-
volle Wirtschafts- und Finanzpolitik muf
das deutsche Zins- und Bdrsenwesen in
geordnete Bahnen lenken, Spekulationen
unterbinden und jene gesetzlichen Rah-
menbedingungen schaffen, die dem Wohl
der deutschen Wirtschaft dienen.

Die staatliche Wirtschaftsférderung hat dem

Grundsatz gleichwertiger Lebensverhalt-
nisse in ganz Deutschland Rechnung zu
tragen, um sozialrdumliche Verwerfungen
und das Ausbluten ganzer Regionen zu
verhindern.

5. DIE RAUMORIENTIERTE VOLKS-
WIRTSCHAFT ALS WIRTSCHAFTS-
POLITISCHE ALTERNATIVE

Die NPD lehnt die durch den globalen
Freihandel systematisch hervorgerufene
weltweite Konkurrenzsituation entschie-
den ab und stellt ihr als Alternativentwurf
die raumorientierte Volkswirtschaft entge-
gen.

Die deutsche Wirtschaft einschlieBlich der
in Deutschland tatigen auslandischen Un-
ternehmen hat dem deutschen Volk, seiner
materiellen Sicherung und seiner geistig-
kulturellen Entwicklung zu dienen. Soziale
und 6konomische Belange sollen mit den
Bedingungen von Land, Volk und Okolo-
gie in Ubereinstimmung gebracht werden.
Die Wirtschaft darf Deutschlands Umwelt
nicht zerstéren und unser Volk nicht ent-
fremden. Eigentum an deutschem Grund
und Boden kann nur von Deutschen er-
worben werden.

a) Zerstorerische Folgen der
Globalisierung

Die Globalisierung der Wirtschaft beruht auf
dem Uberholten und falschen Ziel der ma-
ximalen Ausbeutung der Erde durch Schaf-
fung von wirtschaftlichen Monokulturen. Die
NPD lehnt die Globalisierung der deutschen
Wirtschaft auch deshalb ab, weil diese in wei-
ten Teilen Deutschlands unmittelbar zu Mas-
senerwerbslosigkeit und zum Niedergang
ganzer Wirtschaftszweige fuhrt. Ein Techno-

logieraub durch die Ubernahme deutscher
Unternehmen mittels auslandischen Kapitals
ist zu verhindern.

b) Binnenwirtschaft und regionale
Wirtschaftskreislaufe

Die NPD fordert eine am heimischen Lebens-
raum und am Bedarf der Menschen orien-
tierte, vielseitige und ausgewogene soziale
Volkswirtschaft, die ihren Schwerpunkt nicht
in der einseitigen Exportorientierung, son-
dern in der Starkung der Binnenwirtschaft
sieht.

Innerhalb der raumorientierten Volkswirt-
schaft werden regionale Wirtschaftskreislau-
fe gefordert, um Beschéaftigung und Kauf-
kraft im Land zu sichern. Die grundlegenden
Bedurfnisse sollen in den heimat- und le-
bensnahen Wirtschaftsrdumen abgedeckt
werden, damit diese Raume ihre vielfaltige
Lebensart und Arbeitskultur wie auch ihre
Okologische Integritdt erhalten und entwi-
ckeln.

Durch das wirtschaftspolitische Streben
nach regionalen Wirtschaftskreislaufen
und dezentralen Strukturen ist die dauer-
hafte Funktionsfahigkeit der Heimatmarkte
sicherzustellen, um die Marktkrafte zum
allgemeinen Wohl zur Wirkung kommen zu
lassen.

6. NATIONALE WAHRUNGS-,
STEUER- UND FINANZPOLITIK

Grundlage sozialer Gerechtigkeit ist eine
eigenstandige nationale Wahrungs-, Steuer-
und Finanzpolitik.

a) Zentralbank und nationale Wahrung

Deutschland braucht eine eigenstéandige na-
tionale Wahrungs- und Zinspolitik. Eine eu-
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ropéische Einheitswéhrung verhindert eine
nationale Zins- und Wechselkurspolitik und
macht hohe Transferzahlungen zu Lasten
Deutschlands nétig.

Deshalb fordert die NPD die Wiedereinfuh-
rung der D-Mark zu einem sozial gerechten
Wechselkurs unter der Aufsicht einer wei-
sungsungebundenen, nationalen Zentral-
bank, die das alleinige Recht der Geld-
schopfung besitzt. Sdmtliche Produkte der
Finanzwirtschaft bedurfen einer rechtlich
kompetenten Prifung und Zulassung durch
eine unabhéangige nationale Behorde. Zur
Eindammung der schrankenlosen interna-
tionalen Kapitalfreiheit fordert die NPD die
Einfihrung einer nationalen Devisenbewirt-
schaftung fUr Kapitalexporte und -importe
ab einer gewissen festzusetzenden GroBen-
ordnung.

Sparkassen und Genossenschaftsbanken
sind gegenUber den Privatbanken zu for-
dern. Staatliche Garantien flr Privatbanken
werden abgelehnt. Dem spekulativen MiB-
brauch des Kapitals wird eine klare Absage
erteilt. Zinswucher ist zu bestrafen.

b) Gerechte Steuerlast-Verteilung

Steuern bilden die Grundlage des Staats-
haushalts. Aus Grinden der sozialen Ge-
rechtigkeit ist eine starkere Steuerentlastung
zugunsten von Beziehern kleinerer und mitt-
lerer Einkommen durchzusetzen. Eine ange-
messene Vermogensteuer, die nicht auf Pro-
duktivwvermdgen erhoben wird, ist Bestandteil
des Solidarprinzips.

Geltende steuerrechtliche Bestimmungen,
wonach Firmen mit Sitz in Deutschland die
Verluste ihrer Auslandsfilialen mit den Ge-

winnen im Inland steuerlich verrechnen kén-
nen, sind ersatzlos zu streichen.

Das deutsche Steuersystem ist radikal
zu vereinfachen. Verbrauchssteuern auf
Grundnahrungsmittel und Medikamente
sind abzuschaffen. FUr arbeitsintensive,
konsumnahe Dienstleistungen ist ein er-
maBigter Mehrwertsteuersatz festzusetzen.
Doppel- und Mehrfachbesteuerungen sind
zu vermeiden. Das Strafrecht fur Steuer-
flichtlinge und -betrliger ist zu verschéar-
fen.

¢) Keine Zahlungen ans Ausland ohne
Gegenleistungen

Samtliche Zahlungen an auswartige Staa-
ten und Institutionen, denen keine entspre-
chenden Gegenleistungen gegenUberste-
hen, sind einzustellen. Die Mitgliedschaft
im Brusseler EU-Fremdbestimmungssystem
mufB beendet werden.

d) Gerechte Finanzpolitik

Eine generationengerechte Finanzpolitik ist
erforderlich. Daher muB vor dem Hintergrund
der extremen Staatsverschuldung die Aus-
gestaltung der Finanzpolitik immer das Wohl
nachfolgender Generationen beachten, bei-
spielsweise in bezug auf Geburtenzahl, Aus-
wanderung, Okologie, Geldwert und kultu-
rellen Reichtum.

Der gesamte Bereich der Beihilfen und In-
vestitionssubventionen aus Steuermitteln be-
darf einer grundsatzlichen Neubewertung.
Finanzielle Unterstitzung im Bereich von
GroB- und SchlUsselindustrien muB3 Eigen-
tumsrechte des Staates am Unternehmen
begrinden.

7. SOZIALPOLITIK ALS NATIONALE

SOLIDARITAT

Nationale Sozialpolitik verbindet soziale
Gerechtigkeit und wirtschaftliche Ver-
nunft. Sie muB3 die Geborgenheit des Ein-
zelnen in der Gemeinschaft sichern und
den Einsatz des Einzelnen flr das Ganze
beférdern.

Die dramatische Entvélkerung ganzer Land-
striche, die Uberalterung unseres Landes,
Rationalisierung und beschleunigte Glo-
balisierung zerstéren die Grundlagen der
deutschen Sozialsysteme, da deren Finan-
zierung an die Erwerbsarbeit gekoppelt ist.
Dieser Entwicklung ist durch familien- und

arbeitsmarktpolitische MaBnahmen zu be-
gegnen.

a) Das Solidarprinzip

Nationale Sozialpolitik fUhlt sich dem ganzen
Volk verpflichtet. Der mit der liberalkapitalis-
tischen Wirtschaftsordnung einhergehenden
sozialen Kalte stellen wir die Solidargemein-
schaft aller Deutschen entgegen.

Die ,soziale Schere" zwischen Arm und Reich
darf sich nicht so weit 6ffnen, daB Klassen-
gegensatze verstarkt und die Volksgemein-
schaft gesprengt wird. Ebensowenig darf
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die soziale Stabilitat der Solidargemeinschaft
durch Uberfremdung ausgehohlt werden.

b) Ausgliederung der Auslander aus
dem Sozialversicherungswesen

Auslénder sind aus dem deutschen So-
zialversicherungswesen  auszugliedern
und einer gesonderten Auslandersozial-
gesetzgebung zuzuordnen. In ihrer Aus-
gestaltung von Pflichten und Anspruchen
hat sie auch dem RuckfUhrungsgedanken
Rechnung zu tragen. Die Ausstattung
eines Auslandersozialfonds ist durch die
Fremden selbst und Unternehmen, die
diese beschaftigen, zu finanzieren. Asyl-
bewerber haben keinen Anspruch auf So-
zialleistungen.

c) Allgemeiner Mindestlohn

Die NPD setzt sich fur die Einfuhrung eines
allgemeinen, branchenunabhangigen Min-
destlohns ein, um allen Beschaftigten ein
angemessenes Arbeitsentgelt zu sichern.
Mit Blick auf die Arbeitgeber setzt dies ggf.
solange befristete Lohnkostenzuschisse
fur den mittelstdndischen Niedriglohnbe-
reich voraus, bis eine nationale Struktur-
und Schutzpolitik den internationalen Ver-
drangungswettbewerb eingeddmmt und
eine nachfrageorientierte Wirtschaftspolitik

die notwendige Ertragskraft nachhaltig ge-
starkt hat. Nationale Sozialpolitik bedeutet
soziale Gerechtigkeit fUr Arbeitnehmer wie
Arbeitgeber gleichermaBen.

d) Beitragsgerechte Arbeitslosenhilfe

Durch die sogenannte Arbeitsmarktreform
sind keine vollwertigen Arbeitsplatze ent-
standen. Stattdessen wurde lediglich der
Druck auf Arbeitsuchende erhoht, Arbeit
im Niedriglohnsektor anzunehmen. Immer
mehr vollwertige Arbeitsplatze werden
durch geringfligige Beschaftigungsver-
héaltnisse ersetzt, wodurch der Niedriglohn-
sektor eine Ausweitung erfahrt. Die NPD
spricht sich fur eine Arbeitsmarktreform
aus, die eine beitragsgerechte Arbeitslo-
senhilfe anstelle eines Sozial-Almosens
oder eines beschaftigungslosen Grundein-
kommens garantiert.

e) Sozialversicherungssystem in
staatlicher Hand

Privatisierungen im Bereich der sozialen Si-
cherungssysteme lehnt die NPD entschieden
ab. Stattdessen ist ein staatlich organisiertes
Sozialversicherungsmodell zu schaffen, an
dem sich alle Deutschen (einschlieBlich der
Beamten), gleich welchen Einkommens, be-
teiligen.

8. NATIONALE GESUNDHEITS-

POLITIK

Wesentlicher Bestandteil einer nationalen
Gesundheitspolitik ist die Erziehung zu einer
gesunden Lebensfluhrung. Der Gesundheits-
schutz steht heute nicht mehrim Vordergrund
der Gesundheitspolitik, da Krankheiten viel-
fach der Profitmaximierung von Pharmakon-
zernen und privaten Gesundheitsdienstleis-
tern dienen.

MaBnahmen zur Krankheitsvorbeugung kén-
nen nur in einem Gesundheitssystem Wirk-
samkeit entfalten, das auf die Hebung der
Volksgesundheit ausgerichtet ist. Die Gesund-
heitsversorgung ist ein Grundrecht und kein
Luxus. Um dieses Grundrecht zu gewéahrleis-
ten und es auch bezahlbar zu machen, ist die
ZusammenfUhrung der Vielzahl von Kassen
zu einer einzigen Volksgesundheitskasse er-
forderlich.

a) Versicherungspflicht fiir alle

Fur ein solidarisches Gesundheitswesen
ist es unerlaBlich, daB — unabh&ngig vom

Einkommen oder beruflichen Status — eine
Versicherungspflicht fur alle in einer ge-
setzlichen Krankenkasse besteht und glei-
che medizinische Leistungen bei jedem
Versicherten gleich bezahlt werden. Die
Arbeitgeber sind paritatisch an den Kran-
kenkassenbeitragen zu beteiligen.

b) Arztliche Versorgung

In der Allgemeinmedizin muB ein System
wohnortnaher Praxen das Ziel sein. Llucken
in der &arztlichen Versorgung (vor allem im
landlichen Raum) sind durch ein groBzlgi-
ges System von Anreizen fUr die Mediziner
zu schlieBen. Krankenhduser missen unter
staatlicher Obhut stehen.

c) Gesundheit, Erndhrung und Sport

Die Erziehung zum GesundheitsbewuBtsein
mufB bereits in den Schulen und Kinder-
garten beginnen. Gesundheits- und Ernah-
rungskunde muB Pflichtfach in den Schulen
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werden. Auch der Sport muB in seiner Be-
deutung im schulischen Lehrplan und darU-
ber hinaus einen gréBeren Stellenwert ein-
nehmen. Durch regelméaBige Sportstunden
ist dem zunehmenden Gesundheitsverfall
und der Ubergewichtigkeit von Schullern ent-
gegenzuwirken.

9. NATIONALE RENTENPOLITIK

Die umlagefinanzierte gesetzliche Renten-
versicherung, wie sie seit vielen Jahrzehnten
besteht, ist unter den gegenwartigen Voraus-
setzungen nicht mehr finanzierbar. Fur viele
Senioren wird Altersarmut die Folge sein,
wenn nicht endlich umgesteuert wird.

Ganz im Bismarckschen Sinne ist eine sofor-
tige Systeméanderung in der Rentenpolitik not-
wendig. Vorrangige Aufgabe der Politik muB3 es
sein, nationale Solidaritat durchzusetzen und
somit ein Rentenversicherungssystem far alle
zu schaffen, dem sich die groBen Einkommen
nicht 1anger entziehen kénnen (Volksrente).

Die Schaffung einer einheitlichen, beitrags-
gerechten Rentenkasse fUr alle Erwerbstati-
gen ist unerlaBlich. In diesem System tragen
folgerichtig alle Deutschen, Erwerbstatige
(einschlieBlich Beamte) und Arbeitgeber
gleichermaBen, die sozialen Herausforde-
rungen der Zukunft gemeinsam. Um eine
Zweckentfremdung der Rucklagen durch
die politisch Verantwortlichen auszuschlie-

Ben, muR die Volksrentenkasse auf rechtlich
selbstéandige Beine gestellt werden.

a) Grundrente

Aufgrund der unterschiedlichen Erwerbsbiogra-
phien, die zum Teil lange Zeiten der Arbeitslo-
sigkeit oder geringer Entlohnung enthalten, ist
eine existenzsichernde Grundrente fUr alle Deut-
schen einzufihren. Diese Grundrente dient auch
zur Verhinderung der Altersarmut von Frauen.

DarUber hinaus besteht fur jeden Volksan-
gehorigen weiterhin die Moéglichkeit, durch
private oder betriebliche Absicherung eine
entsprechende Eigenvorsorge zu treffen.

b) Kinderbonus

Die EinfUhrung eines Kinderbonus in der Volks-
rentenkasse, gestaffelt nach Kinderzahl, wirdigt
die Erziehungsleistung fur das Allgemeinwohl.
Durch diesen zusétzlichen Rentenanspruch wird
auch die erzieherische Leistung anerkannt.

10. DEUTSCHLAND DEN

DEUTSCHEN

Gegen den Willen des deutschen Volkes
wurden von GroBkapital, Regierung und Ge-
werkschaften Millionen von Auslandern nach
Deutschland eingeschleust. Durch massen-
hafte Einblrgerungen wird das deutsche
Staatsburgerrecht aufgeweicht und das
Existenzrecht des deutschen Volkes in Fra-
ge gestellt. Um diese Fehlentwicklung zu
stoppen, muB das urspringliche, auf dem
Abstammungsprinzip fuBende Staatsburger-
schaftsrecht wieder eingefthrt werden. Die
~multikulturelle® Gesellschaft ist gescheitert!
In zahlreichen Stadten bilden sich Parallel-
gesellschaften und Auslanderghettos, in de-
nen die deutsche Restbevdélkerung zur Min-
derheit im eigenen Land wird.

Das Leben in diesen Uberfremdeten Wohn-
vierteln, in denen oftmals rechtsfreie Raume
entstanden sind und zunehmend Fremde
Machtansprtche stellen, ist fur viele Deut-
sche unertraglich. Zwangslaufig stehen
sich dort Deutsche und Angehdrige fremder
Voélker zunehmend feindseliger gegentber.
Durch diese Entwicklung wird der innere
Friede nachhaltig gefahrdet. Die NPD for-
dert deswegen eine gesetzliche Regelung
zur Ruckfuhrung der derzeit hier lebenden
Auslander. Grundsatz deutscher Auslan-
derpolitik ist: Ruckkehrpflicht statt Bleibe-
recht.
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a) Integration ist Vélkermord

Ein grundlegender politischer Wandel muf
die sowohl kostspielige als auch menschen-
feindliche Integrationspolitik beenden und
auf die Erhaltung der deutschen Volkssubs-
tanz abzielen. Integration ist gleichbedeu-
tend mit Vélkermord.

Bauliche und kulturelle Veradnderungen,
etwa durch fremdreligiése Bauten, sind zu
stoppen. Eine besondere Gefahr fur Identi-
tat und Kultur der Deutschen geht nicht vom
Islam als Religion aus, sondern von der Is-
lamisierung.

b) Kulturelle und nationale Identitat
Jedes Volk hat ein Recht auf Selbstbestim-

mung und Wahrung kultureller und natio-
naler Identitét.

Angehorige anderer Volker, die in
Deutschland in Uberschaubarer Zahl ei-
nen Arbeitsplatz auf Zeit innehaben kon-
nen, sollen ihre ldentitat wahren. Dies er-
leichtert ihnen auch die Ruckkehr in ihre
Heimatlander.

c) Streichung des Grundrechtes auf
Asyl

Das weltweit einzigartige Asylrecht der Bun-
desrepublik Deutschland hat nicht nur zu
einem MiBbrauch in unvorstellbarem Aus-
maf geflhrt, sondern auch zu einer Belas-
tung der Staatsausgaben in Milliardenhoéhe.
Der sogenannte ,Asylparagraph® Art. 16
a GG ist daher ersatzlos zu streichen. Die
Mdéglichkeit zur Heimkehr der Deutschen,
die jetzt im Ausland leben, muB jederzeit
gewahrt bleiben.

11. DEUTSCHE SOUVERANITAT
UND DAS EUROPA DER VOLKER

Weil die Herrschenden dem eigenen Volk
miBtrauen, verfugt die Bundesrepublik bis
heute Uber keine demokratisch legitimierte
Verfassung. Das Grundgesetz beruht nicht
auf dem Prinzip der Volkssouveranitat, da
das Volk darUber bis heute nie abstim-
men durfte. Auch Artikel 146 des Grund-
gesetzes besagt, daB die Verfassungs-
geschichte der Deutschen noch nicht ihr
Ende gefunden hat. Das ,Zwei plus Vier"-
Abkommen hat keine deutsche Souveréni-
tat hergestellt.

Eine an die Stelle der Nationalverfassungen
tretende EU-Verfassung lehnt die NPD strikt
ab. Die Wiedereinfuhrung der sogenann-
ten ,EU-Verfassung“ durch die Hintertdr,
deklariert als ,Lissaboner Vertrag“, zeigt
die Verachtung der Regierenden gegenu-
ber dem Verfassungsprinzip der Volkssou-
veranitat, nach dem alle Staatsgewalt vom
Volk auszugehen hat.

a) Keine Hoheitsrechte an EU-Europa
abtreten

Die politische Klasse in Deutschland
fluchtet sich in ein Europa, in dem kei-

ne demokratische Legitimation zur Herr-
schaftsaustbung besteht. Dieses EU-Eu-
ropa der Technokraten und Konzerne ist
eine Kampfansage an das Europa der
Volker.

Die Abtretung von Gesetzgebungskom-
petenz von Bund und L&ndern an die Eu-
ropdische Union hat zur Aufgabe natio-
naler Souveranitat gefthrt. Das nationale
und regionale Selbstverwaltungsrecht ist
wiederherzustellen.

b) Das Europa der Volker

Weltweit erteilt der Aufbruch der Vélker
dem multikulturellen Einheitswahn eine Ab-
sage. In Europa muB3 das Bekenntnis zum
abendlandischen Erbe, zum nationalstaat-
lichen Ordnungsprinzip, zur Anwendung
des Selbstbestimmungsrechts der Volker
und zum Prinzip der Volkszugehdrigkeit
Grundlage einer Neuordnung sein. So wird
an die Stelle eines ,EU-Europas” der Tech-
nokraten ein lebenskraftiges Europa der
Vélker treten, das frei, zukunftsfahig, sozi-
al gerecht und in seinen nationalen Identi-
taten geschutzt ist.
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12. AUSSENPOLITISCHE

GRUNDSATZE

Wir bekennen uns zum Grundsatz der Nicht-
Einmischung in die inneren Angelegenheiten
fremder Staaten. Die AuBenpolitik Deutsch-
lands ist einzig und allein an deutschen In-
teressen auszurichten.

Deutschland darf sich nicht an den Kriegen
der USA oder anderer Imperialméachte betei-
ligen. Die NPD fordert den sofortigen Abzug
aller deutschen Soldaten aus anderen Lan-
dern.

Auf die Entwicklung der deutsch-russischen
Beziehungen ist vor dem Hintergrund der
geschichtlichen Erfahrungen und den Not-
wendigkeiten in Gegenwart und Zukunft auf
den Gebieten der Politik, Wirtschaft und
Verteidigung besonderes Augenmerk zu
legen.

Im Gegensatz zu RuBland gehoren die Tur-
kei und Israel nicht zu Europa.

a) Bekenntnis zum Vdlkerrecht

Unrecht kann niemals die Grundlage eines
dauerhaften Friedens zwischen Volkern
sein. Die NPD bestreitet die RechtmaBig-
keit der durch die Alliierten erzwungenen
Grenzanerkennungsvertrage.

Eine nationale Regierung hat sich in Kennt-
nis der Geschichte und unzweifelhafter Ver-
stdBe gegen das Volkerrecht strikt gegen die
Preisgabe deutscher Gebiete zu verwahren.
Konflikte sind ausschlieBlich auf friedlichem
Weg zu l6sen.

b) Européische Friedensordnung

In Ubereinstimmung mit dem Vélkerrecht for-
dern wir eine Politik zur Wiedervereinigung
Deutschlands innerhalb seiner geschichtlich
gewachsenen Grenzen. Hierzu ist im Rah-
men einer européischen Friedensordnung
ein Friedensvertrag mit den Siegerméchten
des Zweiten Weltkrieges abzuschlieen.

Bis zu diesem Zeitpunkt besteht die Pflicht,
den in den abgetrennten Gebieten verblie-
benen Deutschen zu helfen, ihre deutsche
Kultur und ihre nationale Identitat zu bewah-
ren. So hat der Staat die Pflicht, die Vertrie-
benenverbande bei der Durchsetzung ihrer
Interessen und bei der Wahrung von Traditi-
on und Brauchtum zu unterstltzen und das
Andenken an die deutsche Heimat in be-
setztem Land zu bewahren. Eine deutsche
Regierung hat den Vertriebenen und ihren
Nachkommen zu helfen, ihr unter Bruch des
Vélkerrechts geraubtes Eigentum zurtckzu-
erhalten.

c) Streichung der ,Feindstaaten-
klauseln*

In der ersatzlosen Streichung der sogenann-
ten ,Feindstaatenklauseln* (Artikel 53 und
107 der Charta der Vereinten Nationen) sieht
die NPD die Voraussetzung fur die Gleich-
berechtigung eines freien Deutschlands mit
den Vélkern der Welt.

13. SCHULDKULT BEENDEN

Deutschland braucht um seiner Zukunft
willen ein nationales Geschichtsbild, das
die Kontinuitat im Leben unseres Volkes in
den Mittelpunkt stellt. Wir Nationaldemo-
kraten erteilen dem staatlich verordneten
Schuldkult, der nicht zuletzt im Dienst frem-
der Finanzinteressen steht und deutschen
SelbsthalB, vor allem bei der Jugend, for-
dert, eine Absage.

Wir wehren uns gegen die moralische
Selbstvernichtung unserer Nation durch
einseitige geschichtliche Schuldzuwei-

sungen zu Lasten Deutschlands, durch
die Aufwertung des Landesverrats und die
Verherrlichung alliierter Kriegsverbrecher.
Zum Schutz der Ehre des deutschen Volkes
sind das Ende der einseitigen Vergangen-
heitsbewaltigung und die Freiheit von For-
schung und Lehre notwendig. Wir Deut-
schen sind kein Volk von Verbrechern.

Der 8. Mai 1945 war kein Tag der Befrei-
ung, sondern der Niederlage und Beset-
zung unseres Landes, und er ist daher
kein AnlaB3 fur Feiern.
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Die zielgerichtete Bombardierung der Zi-
vilbevélkerung, die Ermordung und Ver-
treibung von Millionen deutscher Zivilisten
nach dem Krieg und die Tdtung deutscher
Kriegsgefangener waren Verbrechen. Die-
se sind ebenso zu ahnden, wie umgekehrt
Deutschland zur Rechenschaft gezogen

wurde. Das Messen mit zweierlei Rechts-
mafBstédben lehnen wir ab. Darlberhinaus
fordern wir die Aufhebung der Vertrei-
bungs-Dekrete (z. B. Benesch-Dekrete)
und deren Wiedergutmachung.

14. LANDWIRTSCHAFT UND
NATURSCHUTZ

Deutsche Landschaften sind Kulturland-
schaften. Deshalb kann Umweltschutz
grundsatzlich nicht getrennt von der kultu-
rellen Entwicklung gesehen werden.

Der Mensch ist Teil der Natur. Deshalb ist
Natur nicht einfach nur ,Umwelt" des Men-
schen. Der Materialismus der letzten Jahr-
zehnte hat die Zerstérung der nattrlichen
Lebensgrundlagen in unverantwortlicher
Weise vorangetrieben.

Eine verfehlte Wirtschaftspolitik lieB Okono-
mie und Okologie in einen unnétigen Gegen-
satz geraten. Etablierte Parteien und wirt-
schaftliche Interessengruppen tragen die
Verantwortung fur radikale Landschaftsver-
anderungen, Uberzogene Industrieprojekte
und eine falsche Forderpolitik zuungunsten
l&andlicher Raume.

Die deutsche Landwirtschaft muB wieder
den Stellenwert eines zentralen Wirtschafts-
zweigs bekommen. Dabei gilt es, mit land-
wirtschaftlichen Produkten weitestgehend
nationale Selbstversorgung anzustreben.
Bei der Produktion sind bestmdgliche 6ko-
logische Herstellungsbedingungen zu be-
achten. Importierte Produkte missen den
gleichen Richtlinien entsprechen. Der Staat
hat regionale Vermarktung und Preisent-
wicklung im Sinne einer das Einkommen
und die Existenzgrundlagen der Landwirte
sichernden Entwicklung zu beachten. Der
bdrokratische Ablauf hat auf das Notwen-
dige beschrénkt zu werden. Die Landwirt-
schaft ist standortgebunden und tragt somit
wesentlich zu Pflege und Erhalt der Kultur-
landschaft in Deutschland bei. Der deutsche
Bauernstand ist von enormer wirtschaftlicher
und auch kultureller Bedeutung und verdient
daher den Schutz des Staates.

a) Gentechnikfreie Lebensmittel
In Deutschland durfen Lebensmittel nur

gentechnikfrei hergestellt und angebo-
ten werden. In Deutschland selbst muB

jeglicher Gentechnikanbau unterbleiben.
Als Kulturnation lehnen wir aus ethischen
Grunden die Erteilung von Patenten auf
menschliches, tierisches und pflanzliches
Erbgut ab. Jegliches naturliche Leben darf
weder als Ganzes noch in Teilen privati-
siert oder der Allgemeinheit vorenthalten
werden.

b) Tier- und Pflanzenschutz

Zum Schutz der Natur zahlen auch der
Schutz des Tieres und der Erhalt der Ar-
tenvielfalt in der Tier- und Pflanzenwelt.
Aufgrund der groBen Bedrohung der Nutz-
pflanzenvielfalt durch Saatgutkonzerne und
Gentechnikfirmen fordert die NPD die Mog-
lichkeit ungehinderten Anbaus und Vermark-
tung heimischer Kulturpflanzen und deren
Saatguts.

Tiere sind keine Wegwerfware, sondern Le-
bewesen mit Empfindungen. Deshalb sind
Tierversuche nur bei auBerster Notwendig-
keit, fur medizinische Zwecke, in begrenzter
Zahl zu gestatten. Die industrielle Massen-
tierhaltung ist abzulehnen. Die kleinteilige
bauerliche Landwirtschaft ist dagegen zu
fordern.

Der Forschungsdrang der Wissenschaft hat
dort seine Grenzen, wo die Tierqualerei be-
ginnt. Tierquélerei — wie beispielsweise das
kulturfremde Schachten — ist ein Verbrechen
und strafrechtlich streng zu ahnden. Tier-
transporte sind artgerecht durchzufthren
und auf ein Minimum zu begrenzen. Deshalb
muB der Tierschutz in der Verfassung veran-
kert werden.

Handlungsbedarf sieht die NPD in der
konsequenten Einddmmung des Flachen-
verbrauchs, in der mischwaldorientierten
Forstpolitik und in einem praventiven okolo-
gischen Hochwasserschutz.
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15.ENERGIE- UND

VERKEHRSPOLITIK

Der kriegerische Griff der Weltméachte
nach den Ol- und Gasvorkommen der Erde
und die Endlichkeit der Energietrager so-
wie die mit ihr verbundenen Grenzen des
Wachstums zeigen die Wichtigkeit einer
vorausschauenden Energiepolitik fur die
Zukunft des Staates.

a) Energiepolitik

Versorgungssicherheit, Umweltvertraglich-
keit und Wirtschaftlichkeit sind die wesent-
lichen Ziele einer nationalen Energiepoli-
tik.

Der Staat hat im Rahmen der Daseinsvor-
sorge vorrangig die Aufgabe, eine flachen-
deckende Versorgungsinfrastruktur und
eine regional moglichst ausdifferenzierte
dezentrale Erzeugerstruktur zu gewéhr-
leisten.

Heimische Energietrager und erneuerbare
Energiegewinnung stellen das Fundament
der Versorgungssicherheit dar. Da eine
groBtmaogliche Energieautarkie ein wich-
tiger Beitrag zur Versorgungssicherheit ist,
strebt die NPD eine mdéglichst breitgefach-
erte Bezugsquellenvielfalt sowie eine deut-
liche Ausweitung der Rohstoffbevorratung
an. Eine strategische Energieallianz mit
RuBland ist anzustreben.

16.BILDUNG UND

Jahrzehntelange Reformen auf der Basis
des Dogmas der angeblichen Gleichheit
aller Menschen haben die Leistungsfahig-
keit unseres Schul- und Hochschulwesens
untergraben. Hinter diesen ideologiege-
steuerten Reformen steht die wirklichkeits-
ferne Vorstellung, durch ausgekllgelte
Programme eine neue Gesellschaft mit
Menschen gleicher Fahigkeiten und Leis-
tungen zu schaffen. Im Ergebnis sehen
wir einen Leistungsverfall, der durch Zu-
wanderung noch verstarkt wird. Mit dem
Ende der DDR wurde dieses Bildungs-
system auch fur Mitteldeutschland unkri-
tisch Ubernommen. Positive Erfahrungen
u.a. im naturwissenschaftlichen und poly-
technischen Bereich wurden dabei nicht
berucksichtigt.

Die Haushaltsmittel fur die Forschung und
Entwicklung moderner Energietechnolo-
gien sind aufzustocken.

Der Aufristung der bereits vorhandenen
Kraftwerkstechnik vor Neubauvorhaben
bei Kohle- und Gaskraftwerken ist der Vor-
zug zu geben. Der Neubau von Kohlekraft-
werken soll vermieden werden.

Auf dem Gebiet der Erforschung und Wei-
terentwicklung alternativer, neuer Ener-
gien muB Deutschland seine Vorreiterrolle
ausbauen. Der Staat hat mit Blick auf eine
nachatomare Energiepolitik nach maxima-
ler Energieunabh&ngigkeit zu streben. Die
energetische Gebaudesanierung ist zu for-
dern.

b) Verkehrspolitik

Umwelt- und Verkehrspolitik bilden eine
Einheit. Staatlicherseits muB ein breitge-
fachertes Angebot im offentlichen Perso-
nennah- und Fernverkehr bereitgestellt
werden. Die Verlagerung des Waren- und
GuUterverkehrs weg von der Stra3e ist anzu-
streben. Regionale Handelskreise mussen
politischen Vorrang vor dem Guterfernver-
kehr haben.

KULTUR

a) Bekenntnis zum mehrgliedrigen
Schulsystem

Die staatlichen Schulen missen auch in
Zukunft ausbildungs- und hochschulquali-
fizierende Regelschule bleiben und durfen
im Vergleich zu Privatschulen nicht zu un-
terfinanzierten Verwahranstalten verkom-
men. Das Schulwesen muB bundeseinheit-
lich organisiert werden.

Im AnschluB an eine gemeinsame Grund-
schulzeit sind die Schuler entsprechend
ihrer Leistungsfahigkeit in einem mehr-
gliedrigen Schulsystem zu unterrichten.
Es ist sicherzustellen, daB3 Uber die Wahl
der Schulart das Leistungsvermdgen
der Schuiler entscheidet. Leistungsunter-
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schiede, die in der sozialen Herkunft der
Schuler begrtndet sind, sind durch Ein-
richtung einer einjahrigen verpflichtenden
Vorschule bzw. geeignete innerschulische
FérdermaBnahmen zu verringern. Das Be-
stehen eines Sprachtests als Bestandteil
der Einschulungsuntersuchung ist Voraus-
setzung fur den Schulbesuch.

Im Schulwesen sind zentrale anstel-
le foderaler Strukturen einzufthren. Zur
Durchsetzung vergleichbarer Leistungs-
anforderungen sind bundeseinheitliche
schriftliche Prafungen fur Abitur und mitt-
lere Reife abzuhalten. Begabtenférderung
und zweiter Bildungsweg sind auszubau-
en.

b) Trennung von Deutschen und
Auslandern

Die NPD lehnt die gemeinsame Unterrich-
tung deutscher und auslandischer Schuler
ab, weil Auslanderkinder mit ihren meist
nur mangelhaften Deutschkenntnissen
das Unterrichtsniveau absenken und die
Sprach- und Lesefahigkeit auch der deut-
schen Schuler beeintrachtigen.

c) Hochschulwesen

Wir Nationaldemokraten halten am Hum-
boldtschen Ideal einer klassischen Hoch-
schulbildung fest, die in der deutschen
Geistestradition wurzelt. Die im Zuge des
,Bologna-Prozesses"” eingefuhrten Schritte
zur Schaffung eines gleichgeschalteten eu-
ropéischen Hochschulraums sind ruckgén-
gig zu machen. Es ist Aufgabe der Poalitik,
auch die Hochqualifizierten durch Berufs-
perspektiven zu ermutigen, ihre Fahigkeiten
hierzulande und nicht im Ausland zu entfal-
ten.

Die NPD lehnt die Okonomisierung der
Hochschulpolitik und die Umwandlung der
Universitaten in wettbewerbsfixierte privat-
wirtschaftliche Bildungsdienstleister ab. Der
Staat hat eine vielfaltige, leistungsfahige
und finanziell gut ausgestattete Hochschul-
landschaft in allen Landesteilen zu garan-
tieren. Uber den Hochschulzugang hat nur
die Befahigung zu entscheiden und nicht

die soziale Herkunft. Das Erststudium mufB
gebuhrenfrei sein, um auch Studierfahigen
aus einkommensschwachen Elternhdusern
eine akademische Ausbildung zu ermdgli-
chen.

d) Nationalkultur und Identitat

Die NPD teilt den Kulturbegriff Herders,
demzufolge Volker Gedanken Gottes sind.
Es ist Aufgabe des Staates, der gewach-
senen Nationalkultur als identitatsstif-
tendem Element auf allen Gebieten sorg-
faltige Pflege zuteil werden zu lassen
und sie vor kultureller Uberfremdung,
wirtschaftlichem Ausverkauf und kom-
merzieller Verflachung zu schitzen. Nicht
unterschatzt werden darf die Rolle einer
neurotisierenden ,Erinnerungskultur®, die
zu einem historisch beispiellosen Traditi-
onsabri gefthrt hat, der mittlerweile die
Zukunftsfahigkeit Deutschlands geféhr-
det.

Deshalb ist die deutsche Sprache, inklusi-
ve ihrer Dialekte vor Primitivierung und An-
glisierung zu schutzen. Deutsch muB sei-
nen ersten Rang als Wissenschafts- und
Wirtschaftssprache zurlckerhalten. Die
NPD héalt die sogenannte Rechtschreibre-
form fUr gescheitert und befurwortet eine
Ruckkehr zur bewéhrten Rechtschrei-
bung. Der Schutz der deutschen Spra-
che muB3 Verfassungsrang erhalten. Die
Berucksichtigung landsmannschaftlicher
Eigenheiten ist Ausdruck des politischen
Selbstverstandnisses der NPD.

e) Medienvielfalt und politische
Neutralitat

Die Medien sind ein Instrument einer weit-
reichenden Gleichschaltungs- und Tabui-
sierungspolitik. Die Voraussetzungen fur
Meinungsvielfalt mussen hergestellt wer-
den. Der Konzentration von Medien- und
damit Meinungsmacht ist ein Riegel vor-
zuschieben. Es darf keine Meinungsmo-
nopole geben. Der offentlich-rechtliche
Rundfunk muB zu parteipolitischer Neutra-
litat verpflichtet werden, um nicht Sprach-
rohr der herrschenden politischen Krafte
Zu sein.
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17.REFORM DES

RECHTSSYSTEMS

Die Grundrechte mussen in unserem Land
fur jeden Deutschen, ungeachtet seiner po-
litischen Einstellung, Gultigkeit besitzen. Mit
ihrer Beschneidung der Meinungs- und Ver-
sammlungsfreiheit flUr nationale Deutsche
haben die etablierten politischen Krafte den
Weg vom Rechtsstaat zum Gesinnungsstaat
beschritten. Es sind die herrschenden Par-
teien selbst, die die Grundrechte aushebeln.
Die Etablierten, die heute durch ihre EU- und
Globalisierungspolitik die Auflésung des Na-
tionalstaates betreiben, haben die freiheit-
lich-demokratische Grundordnung, auf die
sie sich formal immer noch berufen, in ihrem
Kernbestand langst beseitigt.

Die NPD setzt sich deshalb fur eine Reform
des deutschen Rechtssystems nach streng
rechtsstaatlichen Grundsatzen ein.

Die Unabhéngigkeit der Justiz ist sicherzu-
stellen. Der Schutz der Opfer von Gewaltver-
brechen ist zu gewahrleisten. Opferschutz
muf3 vor Taterschutz gehen.

Politiker, Regierungs- und Verwaltungsbe-
amte, die vorsatzlich oder fahrlassig dem
Volksvermdgen Schaden zufligen, sind per-
sonlich zur Verantwortung zu ziehen und
ggf. mit ihrem Privatvermdgen haftbar zu
machen.

Uber die Wiedereinfuhrung der Todesstra-
fe ist ein Volksentscheid durchzufthren.

Lebenslange Freiheitsstrafe muB tatsach-
lich lebenslangen Freiheitsentzug bedeu-
ten.

Kriminelle Ausl&nder sind abzuschieben,
es ist ein lebenslanges Einreiseverbot zu
verhangen. Die Feststellung, daB im Hei-
matland eines Auslénders strengere Strafen
als in Deutschland gelten, darf der Abschie-
bung nicht im Wege stehen.

Frage-, Rede- und Denkverbote sind eines
freiheitlichen Staates unwurdig. Die Freiheit
der Wissenschaft, insbesondere der Ge-
schichtsforschung, ist staatlich zu garantie-
ren. Das politische Strafrecht schrankt die
Meinungsfreiheit ein. Daher sind die §§ 86,
86a und 130 StGB ersatzlos zu streichen,
und der politische MiBbrauch des § 131
StGB ist zu unterbinden. Opfer politischer
Justiz sind zu entschéadigen.

Der Staat hat mit aller gebotenen Harte
gegen die organisierte Kriminalitat vorzu-
gehen, die zu einer geféahrlichen Begleit-
erscheinung der Globalisierung geworden
ist.

Alliierter Massenmord darf nicht verjahren.
Der Ehrenschutz des deutschen Volkes ist
wirksam zu gewdhrleisten.

18. INNERE SICHERHEIT

Leitbilder deutscher Innenpolitik sind Frei-
heit und Sicherheit.

Die NPD fordert die Freiheit und Wieder-
herstellung der Privatsphéare statt Rundum-
Uberwachung, amtlicher Kontroll- und Daten-
sammelwut sowie behdrdlicher Diffamierung
Andersdenkender.

Deutschland befindet sich schon langst im
Zustand eines VorbUrgerkriegs, der den Deut-
schen durch die Einfihrung einer ,multikultu-
rellen® Gesellschaft aufgezwungen wurde.
Deshalb wird Deutschland nicht in aller Welt,
sondern in seinen GroBstadten verteidigt.

Der Schutz der Burger und ihres Eigentums
ist die zentrale Aufgabe deutscher Innenpo-

litik. Sicherheit fur jeden Deutschen kann es
nur dann geben, wenn das Gewaltmonopol
ausschlieBlich von den zustandigen staatli-
chen Organen ausgeUbt wird. Rechtsfreie
Raume darf es deshalb nicht geben, weil
damit die Autoritat und Legitimitat der aus-
fuhrenden Gewalt relativiert wird.

Die Sicherheit aller Deutschen im Inneren
ist durch eine effiziente Sicherheitskoordi-
nierung zu gewdhrleisten. Dazu gehdren
in erster Linie die Beseitigung sozialer und
ethnischer Brennpunkte, insbesondere im
Gefolge der ,Multikulturalisierung® der groB-
stadtischen Ballungsraume.

Der Schutz Deutschlands und seiner
Burger vor auswartigen Bedrohungen
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schlieBt insbesondere die Wiederher-
stellung eines wirksamen Schutzes der
deutschen AuBengrenzen vor illegaler
Zuwanderung und auslandischem Krimi-
nalitatsimport ein. RoutinemaBige Grenz-
kontrollen sind wieder einzufthren; das
Schengener Abkommen ist einseitig auf-
zukindigen.

a) Polizei und Behérden im Dienst von
Recht und Gesetz

Die NPD steht ein fur die Wiederherstellung
der inneren Sicherheit durch Recht und Ord-
nung, sie fordert die verstérkte offentliche
Prasenz einer burgernahen Polizei, die sich
wieder als ,Freund und Helfer” der geset-
zestreuen deutschen Burger versteht. Wo
sich mafiése Strukturen — insbesondere im
Bereich der organisierten und Auslanderkri-
minalitdt — verfestigt haben, sind diese mit
allem Nachdruck zu zerschlagen. Die hierfur
erforderlichen technischen und personellen
Mittel sind der Polizei an die Hand zu ge-
ben.

Der amtlichen Meldepflicht ist Geltung zu
verschaffen; ein Unterlaufen amtlicher Mel-
devorschriften durch Auslander ohne le-
galen Aufenthaltsstatus ist konsequent zu
ahnden und mufB kinftig ein Ausweisungs-
grund sein.

Die Aussagekraft der Polizeilichen Kriminal-
statistik (PKS) muB durch die bundeseinheit-
liche EinfUhrung einer weiteren Rubrik fur ein-
geburgerte Auslander neben der bisherigen
Auslander-Kriminalstatistik erhéht werden.

b) Datenschutz und informationelle
Selbstbestimmung

Der Daten- und Informationsaustausch deut-
scher und auslandischer Sicherheitsbehor-
den und Geheimdienste zum Zweck der
Kriminalitats- und ,Terror“-Bekampfung muf
auf ein erforderliches Mindestmal reduziert
werden — hochsensible Daten von Millionen

Deutschen durfen nicht dem routinemaBigen
Zugriff ausl&ndischer Behoérden ausgesetzt
sein. Entsprechende européische, transat-
lantische und andere bilaterale Ubereinkom-
men sind zu Uberprufen und erforderlichen-
falls aufzukindigen. Der Staat ist in erster
Linie dem Schutz- und Sicherheitsbedurfnis
deutscher Burger und nicht dem Datenhun-
ger internationaler Organisationen und frem-
der Staaten verpflichtet.

Die Auslieferung Deutscher an ausl&ndische
Strafverfolgungsbehodrden muB grundséatz-
lich verboten sein — wie es das Grundgesetz
vorschreibt. Entsprechende Verpflichtungen,
die der Bundesrepublik aus der Anerkennung
des ,internationalen Haftbefehls" erwachsen,
sind erforderlichenfalls zu kindigen.

c) Grenzen der Freiheit

Die NPD fordert die unverzugliche Abschaf-
fung der sogenannten ,Verfassungsschutz®-
Amter, die im wesentlichen der Diffamierung
unerwlnschter politischer Konkurrenz die-
nen. Solche Behorden haben in einem frei-
heitlichen Staatswesen nichts zu suchen;
zur Bek&mpfung von Industriespionage
und Kriminalitdt — auch politisch motivierter
- sind Polizei und Justiz ausreichend.

Die Bek&mpfung der Drogenkriminalitat muf3
kunftig hohe Prioritat haben. VerstdBe gegen
das Bet&dubungsmittelgesetz sind hérter zu
ahnden.

Kinderpornographie und padophile Straf-
taten sind harter zu bestrafen. Die NPD
befurwortet die Einfuhrung einer deutsch-
landweiten, offentlich einsehbaren Sexu-
alstraftater-Datei sowie die gesetzliche
Moglichkeit der Kastration von Padophi-
len.

Deutsche Haftanstalten missen wieder zu
Strafvollzugsorganen des Rechtsstaates
werden. Privatisierungen im Strafvollzug
lehnt die NPD mit Nachdruck ab.

19. WEHRPOLITIK AUF
NATIONALER GRUNDLAGE

Jedes Volk hat das Recht auf Selbstverteidi-
gung. Um die Lebensinteressen und den Be-
stand eines Volkes zu verteidigen, bedarf es
gut ausgebildeter und modern ausgerusteter
Streitkrafte. Diese haben im Frieden die Funkti-
on, nach auBen Wehrbereitschaft zu dokumen-
tieren, aber auch der politischen Fuhrung ei-

genstandiges Handeln zu erméglichen, wenn
nationale Lebensinteressen bedroht sind.

Die NPD lehnt deshalb alle Privatisierungs-
vorhaben im Verteidigungsressort mit Nach-
druck ab. Bereits erfolgte Privatisierungen
sind rickgéngig zu machen.

DAS PARTEIPROGRAMM
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a) Bekenntnis zur Wehrpflicht

Wehrdienst ist Ehrendienst am deutschen
Volk. Daher bejaht die NPD die allgemeine
Wehrpflicht. Die Streitkrafte mussen auch ih-
rer Aufgabe als Schule der Nation gerecht
werden. Traditionsgrundlage und Vorbild far
die deutsche Armee ist die tapfere Haltung
der deutschen Soldaten aller Zeiten. Seinen
Auftrag erhalt der Soldat durch das BewuBt-
sein, daB sein Dienst die Souveranitat des
deutschen Volkes sichert.

b) Generalstab und
Militargerichtsbarkeit

Der Oberbefehl Uber alle deutschen Soldaten
muB in deutscher Hand liegen. Um den poten-
tiellen militarischen Herausforderungen des 21.
Jahrhunderts gerecht zu werden, bedarf es der
Schaffung eines deutschen Generalstabs.

Nur die WiedereinfUhrung einer Militarjustiz
mit gesondertem Strafrecht, eigenen Rich-
tern und Vollzugsanstalten wird den beson-
deren Anforderungen des Soldaten als Ho-
heitstrédger im Einsatz gerecht.

c) Ziele nationaler Sicherheitspolitik

Nationale Sicherheitspolitik ist auf eine na-
tionale Wehrpolitik ausgerichtet. Da deut-
sche Streitkrafte nicht Mittel internationaler
GroBmachtpolitik sein durfen, ist die Mit-
gliedschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land in der von den Vereinigten Staaten
dominierten NATO aufzukindigen. Dem-
zufolge haben alle auslandischen Soldaten
Deutschland zu verlassen; militéarische In-
frastruktur auf deutschem Boden darf kei-
ner fremden Macht zur Verfligung gestellt
werden. Der Umbau der Bundeswehr zu
einer internationalen Interventionstruppe
ist rickgangig zu machen. Multinationale
GroBverbande mit deutscher Beteiligung
sind zu entflechten.

Ziel muB die Schaffung eines européaischen
Sicherheitssystems, gegebenenfalls unter
Einbeziehung RuBlands, sein.

d) Friedenssicherung

Angesichts der weltweiten Verbreitung
von Nuklearwaffen ist im Rahmen eines zu
schaffenden Européischen Sicherheitssys-
tems auch der Tatsache Rechnung zu tra-
gen, daB erst bei Besitz und der Fahigkeit
zur Anwendung von Atomwaffen von ei-
ner vollstandigen staatlichen Souveranitat
zu sprechen ist. Dies stellt sicher, daB in
Zukunft ein Interventionsverbot flr raum-
fremde Machte in Europa gewahrleistet
wird.

e) Einsatzgrundsétze und Regeln

Der Generalstab hat die Aufgabe, in Frie-
denszeiten standig angepalte Planungen
auszuarbeiten, die es im Verteidigungs-
fall der Truppe ermdglichen, mit groBter
Aussicht auf Erfolg die AuBengrenzen un-
seres Landes zu schutzen. Ein Zielkonflikt
zwischen nationaler Wehrhoheit und den
Erfordernissen einer europdaischen Sicher-
heitsarchitektur besteht nicht.

Nationale wie européaische Sicherheitspoli-
tik haben die Aufgabe, nach MaBgabe des
Vélkerrechts sowie des Grundsatzes der
Nichteinmischung in die inneren Angele-
genheiten souveraner Staaten die duBere
Sicherheit des européischen Raumes si-
cherzustellen. Oberster Grundsatz ist hier-
bei, im Verteidigungsfall unter Wahrung
des Volkerrechts das Selbstbestimmungs-
recht des deutschen Volkes wie auch der
européischen Vdélker zu verteidigen.

f) Versorgung als Ehrenpflicht
Die Versorgung von Kriegsteilnehmern und

ihren Angehdrigen ist eine Ehrenpflicht des
deutschen Volkes.

DAS PARTEIPROGRAMM B




	02 Nationaldemokratische Partei Deutschlands Deckblatt Stand_09_08_2017
	03 Nationaldemokratische Partei Deutschlands Vorstandsliste Stand_09_08_2017
	04 Nationaldemokratische Partei Deutschlands Satzung geliefert_17_06_2016
	Satzung der Nationaldemokratischen Partei Deutschlands (NPD)
	I. Abschnitt: Politische Aufgabe
	§ 1 Politische Aufgabe

	II. Abschnitt: Mitgliedschaft
	§ 2 Mitgliedschaft
	§ 3 Rechte und Pflichten der Mitglieder
	§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft

	III. Abschnitt: Gliederung und Organe der Bundespartei
	§ 5 Gliederung
	§ 6 Der Bundesparteitag
	§ 7 Der Parteivorstand
	§ 8 Das Parteipräsidium
	§ 9 Aufgaben von Parteivorstand und Parteipräsidium
	§ 10 Arbeitskreise und Ausschüsse

	IV. Abschnitt: Landes- und Bezirksverband
	§ 11  Landesverbände
	§ 12 Organe des Landesverbandes
	§ 13 Bezirksverband

	V. Abschnitt: Kreisverband
	§ 14 Kreisverband
	§ 15 Ortsbereiche

	VI. Abschnitt: Vereinigungen
	§ 16 Vereinigungen

	VII. Abschnitt: Ordnungsmaßnahmen und Schiedsgerichtsbarkeit
	§ 17 Ordnungsmaßnahmen gegen Mitglieder
	§ 18 Gründe für Ordnungsmaßnahmen gegen Mitglieder
	§ 19 Ordnungsmaßnahmen gegen Verbände
	§ 20 Schiedsgerichtsbarkeit

	VIII. Abschnitt: Finanzwesen
	§ 21 Finanzwesen

	IX. Abschnitt: Wahlen und Abstimmungen
	§ 22 Wahlen und Abstimmungen
	§ 23 Auflösung und Verschmelzung

	X. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen
	§ 24 Allgemeine Bestimmungen



	05 Nationaldemokratische Partei Deutschlands Programm geliefert_09_01_2012



